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Lager der nationalen Einigung 


Nachdem Oberſt Koc am 21. Februar im Rahmen einer feierlichen Kundgebung in 
Warſchau das Programm des neuen Regierungslagers verkündet hatte, wurde am 
1. März mit einer zweiten Kundgebung, an der politiſch maßgebende Perſönlichkeiten aus 
ganz Polen teilnahmen, die praktiſche Organiſterung des Lagers in Angriff genommen. 
Dieſes „Lager der nationalen Einigung“ („Oboz Zjednoczenia Narodowego“) iſt alſo 
dazu beſtimmt, an die Stelle des vor. etwa anderthalb Jahren aufgelöſten „Unpartei⸗ 
lichen Blocks für die Zuſammenarbeit mit der Regierung“ zu treten und unter der Autorität 
des 2. Marſchalls noch einmal das zu verſuchen, was vor zehn Jahren der Autorität des 
1. Marſchalls mißlang, nämlich jene politiſch einheitliche Ausrichtung der polniſchen 
Volksgemeinſchaft zu ſchaffen, die erſt der gefügten Form des Staates den lebendigen 
Inhalt zu geben vermag. Das neue Lager hat vor dem alten den einen weſentlichen 
Vorteil voraus, daß es in einer trotz aller menſchlichen Schäden und ideellen Schwächen 
gefeſtigten Regierungsgewalt, die die politiſche Belaſtung durch ein parlamentariſches 
Syſtem überwunden hat, eine gewiſſe Aktionsgrundlage beſitzt. Es hat mit dem alten 
Lager aber auch den Nachteil gemein, daß es wie dieſes vor die ſchwierige Aufgabe 
geſtellt iſt, vom Staate her das Volk zu erobern, anſtatt, wie es in Deutſchland und 
Italien der Fall war, vom Volke her den Staat zu gewinnen. 

Der erſte Widerhall, den die Gründung des „Lagers der nationalen Einigung“ 
in der polniſchen Oeffentlichkeit gefunden hat, iſt immerhin beachtlich geweſen. Was 
allerdings hinter den zahlreichen Beitrittserklärungen zum neuen Lager an tatſächlicher 
Zuſtimmung ſteckt, das wird erſt die praktiſche Erfahrung ergeben. Faſt durchweg ſind es 
die ſchon dem alten Regierungsblock naheſtehenden Organiſationen, die bisher ihren Bei⸗ 
tritt zum neuen Lager mitgeteilt haben. Es ſind das politiſche und halbmilitäriſche, 
dann aber auch berufliche und wirtſchaftliche, ſoziale und charifafive Verbände, die zum 
nicht geringen Teil Mitglieder von durchaus verſchiedenartiger politiſcher Einſtellung 
umfaſſen. Zunächſt läßt ſich alfo ein organiſatoriſches Hinaus- 
greifen des neuen Lagers über den Rahmen des alten Blockes 
nicht feſtſtellen. Oberſt Koc ſieht ſich demnach wieder vor die alte, oft verſuchte 
und niemals gelungene Aufgabe geſtellt, auf dieſe oder jene Weiſe Fühlung mit den 
oppoſitionellen Verbänden und Parteien zu ſuchen. „Wir wollen“, fo 
ſagte er, „die bisher Abſeitsſtehenden nicht bekämpfen, ſondern weiterhin zu gewinnen 
verſuchen“. Die Frage iſt, welcher Seite ſich das neue Lager werbend zuwenden wird. 
In dieſer Beziehung iſt die in der Programmrede des Oberſten Koc enthaltene ſchroffe 
Abſage an den Kommunismus beachtlich, die ſich, wie es ſcheint, 
auf alle, mit dem Volksfrontgedanken liebäugelnden Kreiſe 
erſtreckt. Viel Aufſehen hat es erregt, daß vor kurzem die ſtark nach links orientierte 
Clique um den „Kurjer Poranny“ abſerviert worden iſt. Auf der gleichen Linie liegt 
auch die Schließung des erſt vor einiger Zeit gegründeten „Dziennik Popularny“, deſſen 
Herausgeber und Beſitzer, die zur Volksfront tendierenden Sozialiſten Barlicki, Dubois, 
Wojciechowſki, Natanſon und Muszkatenblit, eingelocht wurden. Dem genannten 
Barlicki, der von der Linksmehrheit zweimal zum Stadtpräſidenten von Lodz gewählt 


101 


worden war, hat die Regierung die Beſtätigung in dieſem Amte verweigert. Zu ver⸗ 
zeichnen iſt weiter der Rücktritt des langjährigen Unterſtaatsſekretärs im Innenminiſterium, 
Kawecki, der als einer der Mitverantwortlichen für die Breſter Affäre bei der Rechts⸗ 
oppofition beſonders unbeliebt iſt, zu gewiſſen Linkskreiſen dagegen recht enge Beziehungen 
gehabt haben ſoll. Wichtiger iſt, daß die bisher im Regierungslager 
ſtehenden Gewerkſchaften am 7. März mit 290 gegen 5 Stimmen den 
Beitritt zum neuen Regierungslager, das bei ihnen im Verdacht einer 
ſozialreaktionären Geſinnung ſteht, abgelehnt haben. Damit bleibt das „Lager der 
nationalen Einigung“ vorläufig ohne Rückhalt in der Arbeiterſchaft. Bezeichnend iſt es 
ſchließlich auch, daß die „Verbeſſerer“, jene mehr oder weniger ſtark nach links 
neigenden, einflußreichen Politiker des regierenden Lagers (zu denen u. a. auch der Woje⸗ 
wode Grazynſki gehört) gewiſſe Vorbehalte gegenüber dem neuen Lager, 
insbeſondere in bezug auf die Wahlrechtsfrage, vorgebracht haben; es iſt allerdings nicht 
daran zu zweifeln, daß fie dem neuen Lager, ſchon wegen der Pofition, die ſie innehaben, 
ſchließlich doch noch beitreten werden. Im Ganzen kann man alſo eine 
gewiſſe Abgrenzung des von Oberſten Koc geſchaffenen Lagers 
gegenüber den polikiſchen Linkskreiſen feſtſtellen. Es will damit 
wohl dem weiteren Abgleiten des geſamten politiſchen Lebens nach links, das im ver⸗ 
gangenen Jahre erhebliche und zum Teil ſehr bedenkliche Fortſchritte gemacht hat, einen 
Riegel vorſchieben. 

Wenn das ſo iſt, dann muß man von vornherein auf folgendes aufmerkſam machen: 
Die Kreiſe, die demalten Blockangehört und ſich jetzt auch wieder 
zur Mitarbeit im neuen Lager bereit erklärt haben, ſind allein 
zur Durchführung einer ſolchen Aktion kaum in der Lage. Soweit 
ſich die Lage bisher überſehen läßt, kommt die bäuerliche Volkspartei, die als 
politiſche Repräſentantin des zahlenmäßig ſtärkſten und wirtſchaftlich wichtigſten Berufs⸗ 
ftandes eine Art politiſcher Schlüſſelſtellung in Polen beſetzt hält, als aktive Bundes⸗ 
genoſſin für das Lager des Oberſten Koc nicht in Betracht. Zwar ſind einige bäuerliche 
Splitterorganiſationen, ſo z. B. die Reſtbeſtände der Wyzwolenie⸗Gruppe, zum 
neuen Lager geſtoßen; die Volkspartei ſelbſt aber hat die Verkündung des neuen Pro⸗ 
grammes zum Anlaß genommen, um noch einmal ihre ablehnende Haltung gegenüber 
den regierenden Kreiſen, die das parlamentariſch⸗demokratiſche Prinzip und die Lebens⸗ 
berechtigung der Parteien verneinen, zum Ausdruck zu bringen. Eine Abſage hat Oberſt 
Koc auch von den Chriſtlichen Demokraten erhalten, deren organiſatoriſches 
Schwergewicht in Oſtoberſchleſien liegt. 

Anders ſcheinen die Dinge in bezug auf den katholiſchen Klerus zu liegen. 
Zwar liegen auch von dieſer, für das politiſche Leben Polens äußerſt bedeutſamen 
Gruppe keine feſten Zuſagen vor. Doch ſcheint dort der Eindruck vorzuherrſchen, daß 
das Kocſche Programm gewiſſe Punkte enthält, die ſich mit den Auffaſſungen des katho⸗ 
liſchen Klerus berühren. Von klerikaler Seite wird die Feſtſtellung des Oberſten Koc, daß 
das polniſche Volk ſeit ſeinem Eintritt in die Geſchichte aufs innigſte mit der katholiſchen 
Kirche verknüpft ſei und daß die Kirche daher den beſonderen Schutz des Staates ver- 
diene, begrüßt; aber dieſe Feſtſtellungen werden als unzureichend betrachtet. Es wird 
vielmehr im Sinne der „Katholiſchen Aktion“ die Forderung aufgeſtellt, daß „das 
geſamte ſtaatliche Leben Polens auf katholiſchen Grundſätzen 
aufgebaut werde und daß dieſe katholiſchen Grundſätze als die 
Hauptgrundlage der moraliſchen Kraft des Staates und der 
Nation anerkannt werden“. Wenn alſo den Bemühungen, „die eine wahr⸗ 
haftige Konſolidierung, Eintracht und Frieden in Polen erſtreben“, von der Katholiſchen 
Preſſeagentur die Unterftügung „der polniſchen Geiſtlichkeit mit dem Episkopat an der 
Spitze“ verſprochen worden iſt, ſo iſt das nicht in vorbehaltloſer Anerkennung der ver⸗ 
kündeten Grundſätze des neuen Lagers, ſondern in der berechnenden Hoffnung geſchehen, 
das vorausſichtliche Anlehnungsbedürfnis dieſes Lagers im Sinne einer Stärkung 
der politiſchen Macht der katholiſchen Kirche in Polen ausnutzen 
zu können. 

Mit ähnlichen Erwartungen ſcheint auch die Nationaldemofratie der Tätig⸗ 
keit des „Lagers der nationalen Einigung“ entgegenzuſehen, wenn natürlich auch das 
Programm dieſes Lagers der gewohnten unfreundlichen Kritik von endekiſcher Seite aus⸗ 
geſetzt iſt, wenn z. B. auch der Nationalismus des Oberſten Koc als ein abgeftandener- 
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Vorkriegspatriotismus und die Einftellung der Regierungskreiſe zur Judenfrage als eine 
höchſt unzulängliche Kopie nationaldemokratiſcher Forderungen hingeſtellt werden. Es 
läßt ſich aber nicht überſehen, daß das neue Lager bemüht iſt, mit der 
nationaldemokratiſchen Dppofition in Fühlung zu kommen. 
Während nach links eine deutliche Schranke gegen die dem Volksfrontgedanken zuneigenden 
Kreiſe aufgeſtellt wird, werden nach rechts politiſch⸗weltanſchauliche Zugeſtändniſſe 
gemacht, die zur Mitarbeit im neuen Lager einladen ſollen. Wenn ſich die National⸗ 
demokraten und Nationalradikalen dieſen einladenden Bewegungen gegenüber ſpröde 
verhalten, ſo nicht, weil ſie die ihnen hier gebotene Chance verkennen, ſondern weil ſie 
glauben, daß nicht fie, ſondern die Regierungskreiſe es nötig haben, die Zuſammen⸗ 
arbeit zu ſuchen. Der „Goniec Warszawſki“, das Organ der Jung⸗Endeken, hat die 
Lage ziemlich richtig charakteriſtert, wenn er ſchreibt: Oberſt Koc rufe heute aus: „Ihr, die 
ihr das Wohl und die Kraft Polens erſehnt, kommt zu uns und ſtellt euch unter unſere 
Fahnen!“ Es ſei aber leicht zu verſtehen, wenn dieſer Ruf von der anderen Seite mit der 
Frage beantwortet werde: „Wenn ihr wirklich die Konſolidierung er⸗ 
ſtrebt, warum ſollen wir dann zu euch kommen und nicht umge⸗ 
kehrt ihr zu uns“. Es iſt übrigens bemerkenswert, daß Oberſt Miedzinſki, 
der hauptfächlichſte journaliſtiſche Mitarbeiter des Oberſten Koc, in einem ſeiner Artikel 
mit einer leichten Verbeugung vor den Nationaldemokraten gleichſam von der Aera 
Pilſudſki abgerückt iſt, indem er betonte, daß das Polen aus der Zeit vor dem Mai 1935, 
alfo vor dem Tode Pilſudſkis, bereits eine geſchichtliche Angelegenheit ſei. Wenn die hier 
angedeutete Richtung weiter verfolgt wird, iſt mit einer weiteren Ueber⸗ 
fremdung des Regierungslagers mit nationaldemokratiſchen 
Gedankengängen zu rechnen. Denn die Wahrſcheinlichkeit einer Aufſaugung 
der Nationaldemokratie durch das Regierungslager iſt in Anbetracht der ideologiſchen und 
propagandiſtiſchen Stoßkraft der Endeken äußerſt gering. Nach alledem iſt das 
„Lager der nationalen Einigung“ nicht als eine Stärkung und 
Neubelebung der früher einmal von Marſchall Pilfudffi ver: 
folgten Politik, ſondern (bis zum Beweis des Gegenteils) eher als eine 
Liquidierung der Aera Pilſudſki zu werten. Dr. K. 


Heimarbeit, eine Frage der Grenzpolitik 


Bezeichnend für die Gleichgültigkeit, mit der der Deutſche den Fragen der Grenze 
gegenübergeſtanden hat, ift die Tatſache, daß in der Literatur auch nicht das Geringſte 
über die grenzpolitiſche Bedeutung der ſächſiſchen und darüber 
hinaus der geſamten deuffchen Heiminduſtrie zu finden iſt. Es gibt 
nicht einmal eine zuſammenfaſſende Darſtellung der ſächſiſchen Heiminduſtrie, obgleich dieſe 
doch innerhalb der ſächſiſchen Wirtſchaft eine immerhin recht bedeutende Stellung ein⸗ 
nimmt. Nach einer Erhebung vom 15. September 1935 hat es in Sachſen 86 304 
Heimarbeiter gegeben; das find rund 30 v. H. der 284 400 Heimarbeiter, die damals 
im Deutſchen Reiche gezählt worden ſind. Sachſen iſt weit über ſeinen bevölkerungs⸗ 
mäßigen Anteil hinaus an der deutſchen Heimarbeiterfrage beteiligt. Von den 14 Sonder⸗ 
freuhändern für die Heimarbeit haben 4 ihren Sitz in Sachſen. 35 700 ( 44,4 v. H.) 
der ſächſiſchen Heimarbeiter wohnen in den Arbeitsamtsbezirken, die unmittelbar an das 
tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsgebiet grenzen. Nimmt man die an dieſe unmittelbaren Grenz⸗ 
bezirke anſtoßenden Arbeitsamtsbezirke hinzu, dann ergibt ſich, daß 70 600 (= 81,8 v. H.) 
ſächſiſche Heimarbeiter in der 30⸗Kilometergrenzzone wohnen. 
Das bedeutet, daß die ſächſiſche Heimarbeiterfrage in hervorragendem Maße ein 
Problem der deutſchen Oſtgrenze iſt und eine entſprechende Behandlung ver⸗ 
langt, wenn ſich nicht ſchwere wirtſchaftliche und damit ſchließlich auch grenzpolitiſche 
Schäden einſtellen ſollen. Die über die ſächſiſche Heiminduſtrie vorhandene Literatur wird 
diefer Sachlage aber in keiner Weiſe gerecht. Sie behandelt die Frage durchweg nur von 
beſchränkten lokalen, ſozialen und wirtſchaftlichen Geſichtspunkten aus, niemals aber im 
Geiſte einer volks⸗ und grenzpolitiſchen Verantwortlichkeit. Vor allem iſt man ſich 
ſelten bewußt, daß zwiſchen der ſächſiſchen und der ſudetendeutſchen Heiminduſtrie 
nicht bloß eine wirtſchaftliche, ſondern auch eine volkspolitiſche Wechſelwirkung beſteht. 
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Während man fih auf politiſchem Gebiete allmählich daran gewöhnt hat, die 
ſudetendeutſche Frage als einen Teil der geſamtdeutſchen Frage zu werten, kommt man 
auf wirtſchaftlichem Gebiete noch immer nicht davon los, in den ſudetendeutſchen 
Erzeugniſſen nichts anderes als eine läſtige Konkurrenz für die entſprechenden reichs⸗ 
deutſchen Produkte zu ſehen. Es iſt aber widerſinnig, auf der einen Seite in politiſcher 
Hinſicht für das Sudetendeutſchtum zu kämpfen, auf der anderen Seite aber die Exiſtenz⸗ 
grundlagen der ſudetendeutſchen Wirtſchaft durch die Behinderung ihres Exportes zu 
ſchmälern. Es geht nicht an, daß man volkspolitiſch großdeutſch denkt, zu⸗ 
gleich aber wirtſchaftspolitiſch kleindeutſch handelt. Es ſoll dabei durch⸗ 
aus nicht verkannt werden, daß es nicht leicht, in vielen Fällen vielleicht ſogar unmöglich 
iſt, zu entſcheiden, welche innerhalb der tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsgrenzen liegenden 
Betriebe heute noch ſudetendeutſch find. Der Einbruch des tſchechiſchen Kapitals in die 
ſudetendeutſche Wirtſchaft und die Durchſetzung ſudetendeutſcher Betriebe mit fremd⸗ 
völkiſchen Arbeitskräften haben die früher verhältnismäßig klar gezogenen Grenzen weit⸗ 
gehend verwiſcht. Das gilt aber in der Hauptſache für die Großinduſtrie. Am 
wenigſten gilt es für die Heiminduſtrie, die in den ſudetendeutſchen 
Gebieten auch heute noch als ein nahezu völlig deutſcher Wirt⸗ 
ſchafts bereich anzuſprechen iſt. Die politiſche Grenze zerſchneidet e i ne 
wirktſchaftliche Einheit, deren beide Teile ſich bis ins Einzelne entſprechen und 
im Grunde auf eine innige Zuſammenarbeit eingeſtellt ſind. Es iſt das zugegebene Ziel der 
tſchechiſchen Politik, dieſe beiden, an ſich organiſch zuſammengehörenden Teile gegen ein⸗ 
ander zu hetzen, den ſudetendeutſchen Teil gegen den ſächſiſchen auszuſpielen, um aus der 
wirtſchaftlichen Konkurrenz der beiden Teile ſchließlich nationalpolitiſchen Nutzen zu ziehen. 


Man kann nicht behaupten, daß man ſich auf reichsdeutſcher Seite bisher ſchon immer 
davor gehütet hat, ſich zum unfreiwilligen Helfer dieſer tſchechiſchen Politik machen zu 
laffen. Ein Beiſpiel ſoll das erläutern: Eine ſächſiſche Grenzſtadt iſt ſchon ſeit Jahren 
nicht mehr in der Lage, den in ihrer Knopfinduſtrie beſchäftigten Heimarbeitern genügende 
Beſchäftigungsmöglichkeiten zu bieten. Es iſt alſo notwendig, irgendeinen neuen Induſtrie⸗ 
zweig in dieſe Grenzſtadt zu ziehen, um auf dieſem Wege die Arbeitsloſigkeit zu beheben. 
Dabei ſtellt man nun feſt, daß für die Einfuhr von Glaswaren und Schmuckſachen aus 
dem ſudetendeutſchen Gebiete erhebliche Devifenbeträge aufgewandt werden müſſen, da 
dieſe Artikel bisher im Reiche nicht hergeſtellt werden. Was liegt da näher als der 
Entſchluß, durch Errichtung einer ſolchen Induſtrie in der ſächſiſchen Grenzſtadt den 
dortigen Heimarbeitern Arbeit zu geben, zumal man zu gleicher Zeit die bisher für die 
Einfuhr der genannten Waren ausgegebenen Deviſen für den Bezug wichtiger Nohftoffe 
freiſtellen kann! Das iſt in der Tat eine Löſung, die zunächſt beſtechend erſcheint und 
demgemäß auch der Unterſtützung ſeitens der Unternehmer und der ſtaatlichen Stellen 
gewiß iſt. Welches ſind nun aber die volkspolitiſchen Auswirkungen jenſeits der Grenze, 
im ſudetendeulſchen Gebiet? Die ſudetendeutſche Glasinduſtrie, die ohnedies ſchon ſchwere 
Schäden aufweiſt, wird durch die Bildung einer reichsdeutſchen Konkurrenz erneut 
empfindlich getroffen. Während hier die Heimarbeiter neue Arbeitsmöglichkeiten erhalten, 
werden dorf einer entſprechenden Gruppe ſudetendeutſcher Arbeitskräfte die ohnehin ſchon 
geringen Verdienſtmöglichkeiten entzogen. Es iſt klar, daß die Geſchädigten ſehr bald von 
der Urſache ihres Schadens erfahren. Dafür ſorgen ſchon in reichlichem Maße die 
Tſchechen, die den ganzen Vorgang als die lachenden Dritten betrachten. Es gehört 
dann für die Sudetendeutſchen ſchon eine überragende innere Größe dazu, trotz ſolcher 
Enttäuſchung, die ihnen von reichsdeutſcher Seite bereitet wird, in der nationalpolitiſchen 
Selbſtbehauptung nicht zu erlahmen! Man ſage nicht, das ſei ein an den Haaren herbei⸗ 
gezogenes Beiſpiel! Wer in den letzten Jahren mit offenen Augen an der Grenze gelebt 
hat, der hat feſtſtellen müſſen, daß Maßnahmen der geſchilderten Art, die wirtſchaftlich 
an ſich verſtändlich ſind, von reichsdeutſcher Seite recht häufig durchgeführt worden ſind. 
Es iſt aber ein verhängnisvoller Fehler, die reichsdeutſche Wirtſchaft auf Koften der 
grenzdeutſchen Wirtſchaft zu ſtärken. Und es iſt ein Wahnſinn, die Etappe ſtark zu 
machen, die Front aber zu vernichten. An der ſudetendeutſchen Front wird heute geſamt⸗ 
deutſches Schickſal entſchieden. Das Ziel, dieſe Front möglichſt ſtark zu erhalten, iſt mit 
größeren Opfern der Etappe nicht zu teuer erkauft. 

Nach dieſen allgemeinen Betrachtungen einige Bemerkungen über die Zweige der 
ſächſiſchen Heiminduſtrie. Allgemein bekannt iſt die erzgebirgiſche Spiel⸗ 
mareninduftrie, die auf ſächſiſcher Seite vor allem in den Arbeitsamtsbezirken 
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Olbernhau und Flöha heimiſch und deren Mittelpunkt Seiffen iſt. Vorgelagert ift dem 
ſächſiſchen das entſprechende ſudetendeutſche Heimarbeitsgebiet um Gebirgs⸗Neudorf und 
Katharinaberg. Die erzgebirgiſche Spielwareninduſtrie, die auf der ganzen Welt nicht 
ihresgleichen hat, ift ein typiſches Beiſpielechter Volkskunſt. Gewachſen 
aus der Ungunſt der klimatiſchen und Bodenverhältniſſe einerſeits, dem Holzreichtum 
andererſeits, iſt fie ein unverfälſchtes Spiegelbild des erzgebirgiſchen Volks⸗ 
charakters. Für ihre Entwicklung war die politiſche Grenze ohne Bedeutung: 
diesſeits und jenſeits findet man die gleichen Verhältniſſe vor. In den Zeiten der 
ſchlimmſten Wirtſchaftsnot hat man öfters verſucht, die in der Spielwareninduſtrie 
Beſchäftigten in andere Erwerbszweige überzuleiten. Die innere Verbundenheit der Spiel⸗ 
warenmacher mit ihrer Arbeit aber hat das verhindert: Ihr Verwachſenſein mit dieſer 
Arbeit läßt ſich geradezu mit der Bodenverbundenheit alteingeſeſſener Bauerngeſchlechter 
vergleichen. Das iſt eine Erſcheinung, der gerade in grenzpolitiſcher Hinſicht die aller⸗ 
größte Bedeutung zukommt. Aehnlich liegen die Verhältniſſe in der Muſikinſtru⸗ 
menteninduſtrie, die im Arbeitsamtsbezirk Oelsnitz beheimatet iſt. Bekannt ſind 
auf ſächſiſcher Seite die Orte Klingenthal und Markneukirchen. Auf ſudetendeutſcher 
Seite ift die gleiche Induſtrie um die Orte Graslitz und Schönbach zu finden. Die 
Bedeutung dieſer Induſtrie für Sachſen geht daraus hervor, daß ſie allein im Arbeits⸗ 
amtsbezirk Oelsnitz mehr als 3 000 Heimarbeiter beſchäftigt. Die Herſtellung 
künſtlicher Blumen und Früchte ſowie die Herſtellung von Feſt⸗ 
artikeln wird in Sachſen in der Hauptſache in den Arbeitsamtsbezirken Sebnitz und 
Olbernhau, jenſeits der Grenze in den ſudetendeutſchen Gebieten um Einſiedeln, Nixdorf 
und Schluckenau betrieben. Weit verbreitet iſt im Erzgebirge auch die Fabrikation von 
Spitzen, Stickereien, Poſamenten und Häkelwaren. Es handelt ſich 
hier um ein geſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, das auf ſächſiſcher Seite die Arbeitsamtsbezirke 
Annaberg, Aue, Auerbach, Olbernhau, Oelsnitz, Plauen, Thalheim und Zwickau und 
auf ſudetendeutſcher Seite das Gebiet um Aſch, Roßbach, Schönau und Graslitz umfaßt. 
Zum Teil im gleichen Gebiete Sachſens, zum Teil aber auch noch darüber hinaus, ſind 
die Strickerei und die Trikotagen- und Strumpffabrikation zuhauſe, 
auf ſudetendeutſcher Seite in der Gegend von Weipert, Schmiedeberg, Kupferberg, Kaaden 
und Duppau. Die Herſtellung von Leder- und Stoffhandſchuhen findet man in 
Sachſen in den Bezirken Aue und Burgſtädt, in Sudetendeutſchland in Breitenbach, 
Platten, Bärringen und Obertham. Von großer Bedeutung iſt auch noch das Bekleidungs⸗ 

ewerbe; Wäſchekonfektion gibt es in den Bezirken Aue, Auerbach, Plauen und 

wickau, Großſtückkonfektion in den Bezirken Plauen, Neugersdorf und Zittau. 
Die gleichen Zweige ſind im ſudetendeutſchen Gebiet um Graslitz, Bärringen, Obertham, 
Warnsdorf und Georgswalde vertreten. Von geringerem Umfange ſind ſchließlich noch 
die Knopfinduſtrie, die Bandweberei, die Zigarrenmacherei und die 
Herſtellung von Beſen-, Bürſten- und Korbwaren. 


In welchem Maße das Verhältnis der ſächſiſchen zu den ſudetendeutſchen Zweigen 
dieſer Induſtrien von reichsdeutſcher Seite unter dem engen Geſichtspunkt 
der privaten Konkurrenz aufgefaßt wird, dafür ſollen einige Beiſpiele ange⸗ 
führt werden. In einer 1935 erſchienenen Arbeit von Dr. W. Schelling „Die ſächſiſch⸗ 
erzgebirgiſche Holzwareninduſtrie ſeit dem Ausbruch des Weltkrieges“ finden ſich u. a. 
folgende Sätze: „Für die ſächſiſch⸗erzgebirgiſche Spielwareninduſtrie erſtand ein be— 
fonders läſtiger Konkurrent in der Tſchecho⸗Slowakei, deren am 
Südrande des Erzgebirges gelegene Spielwareninduſtrie ähnliche Erzeugniſſe herſtellt wie 
die ſächſiſche Induſtrie. Sie arbeitet techniſch unter denſelben Bedingungen wie dieſe, hat 
aber nicht mit fo hohen Sozialverſicherungs⸗ und Steuerlaſten zu rechnen und kann mit 
Löhnen arbeiten, die teilweiſe halb fo hoch wie die deutſchen Löhne find.” Im Bericht 
des Treuhänders der Arbeit für das Jahr 1935/6 kann man u. a. folgendes leſen: 
„(Für den geringen Auftragsſtand) ſpielt der Umſtand eine Rolle, daß die Muſik⸗ 
inſtrumenten⸗ und Saitenherſtellung in ſtarkem Maße auch in der Tſchecho⸗ 
Slowakei betrieben wird, und. die dort hergeſtellten Waren als vogt⸗ 
ländiſche Muſikartikel auf dem Weltmarkt Abſatz finden, wobei der Käufer 
nicht danach fragt, wo das Vogtland liegt.“ Schließlich heißt es in einem Bericht über 
die Lederhandſchuhinduſtrie u. a.: „Die tſchechoſlowakiſchen Arbeiter 
arbeiten billiger als die in Deutſchland. Solange aber Reichszuſchüſſe gezahlt werden, 
beſtehen keine Konkurrenzſchwierigkeiten.“ Man kann nicht behaupten, daß aus der⸗ 
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artigen Berichten viel volkspolitiſches Verſtändnis ſpricht. Der ſudetendeutſche Arbeiter 
wird da als ein „beſonders läſtiger Konkurrent“ oder gar als „Tſchecho⸗Slowake“ 
bezeichnet oder als ein Menſch, der ſich zu Unrecht den Namen des ihm ſtammesgleichen 
Vogtländers aneignet. Ueber die Notwendigkeit einer bewußten volkspolitiſchen Haltung 
in den Fragen der Wirtſchaft beſteht nach dem Geſagten kein Zweifel. Die ſächſiſch⸗ſudeten⸗ 
deutſche Heiminduſtrie liefert das beſte Anſchauungsmaterial zu dieſer Frage. Zugleich 
aber ſetzt ſie auch dem Durchbruch und der Verwirklichung der geforderten Haltung die 
verhältnismäßig geringſten Schwierigkeiten entgegen. 

Um die ſoziale Lage in der ſächſiſchen Heiminduſtrie zu ver⸗ 
ſtehen, iſt es notwendig, ſich daran zu erinnern, daß die Heiminduſtrie Generationen hin⸗ 
durch das Stiefkind der Wirtſchaft und des Staates war. All die Fortſchritte techniſcher, 
lohnpolitiſcher, ſozialer und hygieniſcher Art, kamen ihr im Gegenſatz zu den anderen 
Zweigen der Wirtſchaft mit jahrzehntelanger Verſpätung und dann noch in höchſt 
unzureichendem Maße zugute. In einer Zeit, in der die maßgebenden Kreiſe ihre 
ſozialpolitiſchen Verpflichtungen gegenüber den wirtſchaftlich Schwachen nach dem partei⸗ 
politiſchen Nutzen zu bemeſſen pflegten, den ſie von dem mit ſozialpolitiſchen Maßnahmen 
Bedachten zu erwarten hatten, hatten die Heimarbeiter als eine nicht oder ſchlecht 
organifierte Bevölkerungsſchicht keine Ausſicht, eine wirkſame Abhilfe für ihre Nöte zu 
finden. Das kaiſerliche Deutſchland verſagte gegenüber den Heimarbeitern ſozialpolitiſch 
ebenſo, wie das bei dem Deutſchland der Syſtemzeit der Fall war. Vor der Macht⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus ſah es in der deutſchen, beſonders aber in der 
ſächſiſchen Heiminduſtrie geradezu troſtlos aus: Die Produktion war bis auf einen geringen 
Reſt zuſammengeſchrumpft. Die Mehrzahl der Heimarbeiter mußte von IInterſtützungen 
leben; und die, die noch Beſchäftigung hatten, ſtanden ſich nicht viel beſſer als die 
Beſchäftigungsloſen: Ungenügende Entlohnung, unbeſchränkte Ar⸗ 
beitszeit, ungerechte Auftrags verteilung, und ungehinderte 
Uebervorteilung durch unſoziale Verleger, das waren einige der 
Plagen, unter denen fie litten. Der damalige Staat wurde der unleugbar großen 
Schwierigkeiten, die ſich einer geſetzlichen Regelung der Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe in 
der Heiminduſtrie entgegenſtellen, nicht Herr. 

Erſt nach der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus 
wurden wirklich durchgreifende Schutzmaßnahmen auch für die in der Heiminduſtrie 
beſchäftigten Arbeitskräfte in Angriff genommen. Durch das Geſetz über die Heim⸗ 
arbeit vom 23. April 1934 wurden die Löhne geregelt, wurde die Arbeitszeit 
(ſoweit erforderlich) durch die Anordnung der Nachtruhe verkürzt, wurde dem Heim⸗ 
arbeiter z. T. bereits ein Anſpruch auf bezahlten Urlaub geſichert, wurde für eine 
e Verteilung der Arbeitsmöglichkeiten geſorgt, uff. Und die nationalſozialiſtiſche 

egierung ließ es nicht bei der papiernen Anordnung dieſer Vorſchrift bewenden. Sondern 
es wurde durch eine umfangreiche Ueberwachung, durch die Einſetzung von Sondertreu⸗ 
händern der Arbeit für die Heiminduſtrie, durch den Einſatz der Partei uſw., auch die 
tatſächliche Durchführung der Vorſchriften nach Möglichkeit ſichergeſtellt. Der Heim⸗ 
arbeiter wurde endlich wirkſam in den Schutz des Staates ge⸗ 
nommen. Wenn trotzdem noch nicht alles ſo iſt, wie es ſein ſoll, ſo hat das zwei 
Gründe: Erſtens ſind die in der Heiminduſtrie hergeſtellten Erzeugniſſe der ſcharfen 
Konkurrenz der fabrikmäßigen Produktion ausgeſetzt; das zwingt dazu, die Preiſe der 
heiminduſtriellen Erzeugniſſe niedrig zu halten, das wiederum drückt auf die Löhne, 
die den Hauptkoſtenfaktor dieſer Erzeugniſſe bilden. Und zweitens ſind es häufig auch 
noch die Heimarbeiter ſelbſt, die die volle Auswirkung des ihnen zugedachten Sozial⸗ 
ſchutzes verhindern, indem ſie ſich im Kampf um die Aufträge gegenſeitig zu 
unterbieten verſuchen. 

Dieſer Ueberblick über die ſächſiſche Heiminduſtrie drängt zu der Frage, ob es ein 
Vorteil oder ein Nachteil iſt, daß das ſächſiſche Grenzgebiet in ſo hohem Maße ein 
Heiminduſtriegebiet iſt. Hierzu iſt zunächſt zu bemerken: das ſächſiſche Grenzgebiet iſt 
überwiegend ein hinſichtlich ſeiner Bodenverhältniſſe und ſeines Klimas wenig begünſtigtes 
Gebiet, das nur in beſchränktem Umfange eine landwirtſchaftliche Nutzung zuläßt. Das 
müßte an ſich notwendigerweiſe eine nur geringe Bevölkerungsdichte bewirken, alſo eine 
Erſcheinung, die in einem Grenzgebiet höchſt unerwünſcht iſt. Wenn nun das 
ſächſiſche Grenzgebiet trotzdem ſehr dicht beſiedelt iſt, fo ift 
das zu einem guten Teil auf feine ſtarke Durchſetzung mit Heim- 
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induſtrie zurückzuführen. Die in dieſer Induſtrie Beſchäftigten 
ſind durch eine lange Berufstradition und durch Haus⸗ und 
geringen Grundbeſitz zumeiſt außerordentlich eng mit ihrer 
Heimat verbunden. Die Erhaltung dieſer günſtigen Bevölkerungslage im 
ſächſiſchen Grenzgebiet iſt alſo in der Hauptſache eine Gag der Heiminduſtrie. Deren 
Beſtand aber läßt ſich auf die Dauer nur dadurch ſichern, daß man den ſozialen 
Standard der in ihr beſchäftigten Arbeiter hebt. Inſofern iſt das Geſetz über die 
Heiminduſtrie eine grenzpolitiſche Maßnahme von großer Bedeutung. 

Nun iſt aber Gachſen der Teil Deutſchlands, der noch die verhältnismäßig größte 
Arbeitsloſigkeit aufweiſt. Es ſcheint, daß eine völlige Beſeitigung der dortigen Arbeits⸗ 
loſigkeit nicht ohne die Ueberführung einer gewiſſen Anzahl ſächſiſcher Arbeitskräfte in 
andere Gegenden des Reiches erreicht werden kann. Wenn das aber fo if, dann darf 
der Abzug ſächſiſcher Arbeitskräfte keinesfalls in einem Um⸗ 
fange erfolgen, daß dadurcheine bevölkerungspolitiſche Schwä⸗— 
chung des Grenzgebietes herbeigeführt wird. Und wenn heute aus 
Gründen des Arbeitseinſatzes Facharbeiter aus Sachſen in Gegenden überführt werden, die 
infolge ihrer ſtarken Wirtſchaftsbelebung einen erhöhten und örtlich nicht zu befriedigenden 
Bedarf an Facharbeitern aufweiſen, dann iſt unter allen Umſtänden dar auf 
zu achten, daß durch dieſen zeitweilig bedingten Einſatz ſächſi⸗ 
ſcher Arbeitskräfte im Innern des Reiches nicht eine fort⸗ 
dauernde Abwanderung aus dem Grenzgebiet, alſo eine Bewegung 
ausgelöſt wird, die ſich ſchließlich zu einer bevölkerungspolitiſchen Schwächung der 
heute gefeſtigten ſächſiſchen Grenze auswirken müßte. Heinz Brückner, Sebnitz. 


Der deutſch⸗polniſche Handelsvertrag 


Nach mehrmonatigen Verhandlungen iſt am 1. März ein neues deutſch⸗ 
polniſches Wirtſchaftsabkommen in Kraft getreten. Durch die bisherigen 
Abkommen hat kein voll befriedigendes Ergebnis erzielt werden können. 
Seit dem Abbau der wirtſchaftlichen Kampfmaßnahmen im Frühjahr 1934 hat es im 
deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsverkehr nur kurzfriſtige Regelungen gegeben: das für die 
Dauer eines Jahres geltende Kontingent: und Verrechnungsabkommen vom 4. Oktober 4934 
und das gleichfalls auf ein Jahr befriſtete Wirtſchafts⸗ und Verrechnungsabkommen vom 
4. Nopember 1935, das zweimal, zuletzt bis zum 28. Februar d. J. verlängert und vom 
1. März d. J. an durch das neue Abkommen erſetzt worden iſt. Dieſes Abkommen 
gilt für zwei Jahre. Dieſe längere Geltungsdauer wird als ein Beweis für die zu⸗ 
1 Gtabilifierung der Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und Polen 
bezeichnet. 

Das neue Abkommen enthält nichts grundſätzlich Neues; es bringt jedoch einige Ver⸗ 
befferungen des deuffch = polniſchen Warenaustauſches. Der Geſamtumfang 
des Warenaustauſches iſt wie bisher auf jährlich 176 Millionen Zloty 
feſtgeſetzt worden. Der tatſächliche Warenauskfauſch hat im Vorjahre etwa 40 Millionen 
Zloty unter dieſer feſtgeſetzten Grenze gelegen. In dem neuen Abkommen iſt verſucht 
worden, die Umſtände, die zu einem keilweiſen Verſagen des bisherigen Abkommens 
geführt haben, zu beſeitigen. In dieſer Beziehung hat man auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen verſchiedene Neuerungen getroffen. Neu iſt zunächſt die Art der Feſt⸗ 
ſetzung der Teilkontingente. Iſt bisher der Warenaustauſch jeweils für den 
Zeikraum eines Monats im voraus feſtgelegt worden, fo wird die Zuteilung der Teil: 
kontingente in Zukunft für je ein Vierteljahr erfolgen, wodurch eine größere 
Elaſtizität des Warenaustauſches erreicht werden ſoll. Weiter iſt eine ganze Reihe von 
Aenderungen in der Kontingentliſte vorgenommen worden. Die „toten Kontin— 

ente“, d. h. ſolche, die im Abkommen feſtgeſetzt worden waren, aber wegen mangelnder 
Machfrage nicht ausgeſchöpft werden konnten, ſind nach Möglichkeit ausgemerzt und 
durch ſolche Kontingente erſetzt worden, für die nach den bioherigen Beobachtungen eine 
tatſächliche Nachfrage beſteht. Weiter find von polniſcher Seite in et wa 60 Waren⸗ 
pofitionen Tarifermäßigungen zugeſagt worden, fo daß ſich für eine Reihe 
Deuffcher Exportzweige neue Ausfuhrmöglichkeiten nach Polen eröffnen. 


107 


Der polnifche Ausfuhrpoſten an Holz ift, wie bisher, auf 40 Millionen Zloty feſt⸗ 
geſetzt worden. Die bisher fühlbaren Mängel der Preisgeſtaltung und der Einfaufspraris 
hat man dadurch beſeitigt, daß man in Anpaſſung an die deuffche Marktregelung den 
zentralen Einkauf des für die Ausfuhr nach Deuffchland beſtimmten Papierholzes ein⸗ 
geführt hat, wodurch ſtabilere Preiſe und damit ſicherere Kalkulationsgrundlagen erreicht 
werden können. In der Reihe der übrigen polniſchen Ausfuhrpoſten ſind im Rahmen 
des neuen Abkommens neben Getreide und Schweinen die Produkte der bäuer⸗ 
lichen Wirtſchaft ſtärker berückſichtige worden. Auch für den deutſch-polniſchen 
Filmaustauſch iſt eine neue Regelung zuſtande gekommen; und zwar iſt das bis⸗ 
herige, auf insgeſamt 278 Kilogramm bemeſſene deutſche Filmkontingent auf 1250 Kilo⸗ 
gramm (= 50 Spielfilme zu je 25 Kilogramm) heraufgeſetzt worden. Dafür find 
deutſcherſeits gewiſſe Zuſagen bezüglich des Ausbaus der polniſchen Film⸗ 
induſtrie gemacht worden. Diefe Filmregelung gilt im Gegenſatz zum übrigen Inhalt 
des Abkommens nur für die Dauer eines Jahres. (Was dazu zu bemerken iſt, iſt 
bereits an anderer Stelle („Oſtland Nr. 4) ausgeführt worden.) Schließlich iſt noch 
ein Fortſchritt auf dem Gebiete des Verrechnungsweſens inſofern zu ver⸗ 
zeichnen, als die polniſche Verrechnungsſtelle in das Staatliche Verrechnungsinſtitut, 
das der deutſchen Verrechnungskaſſe entſpricht, eingegliedert wird und die Neben⸗ 
koſten des Warenausfauſches (Provifionen, Reiſeſpeſen uſw.), die bisher in 
Deviſen bezahlt werden mußten, gleichfalls über die Verrechnung geleitet werden. Durch 
dieſe Neuerungen ſind einige der Hinderniſſe, die bisher dem deutſchen Warenexport nach 
Polen entgegengeſtanden haben, aus dem Weg geräumt worden. 

Beſonderer Erwähnung bedarf noch die Einbeziehung der Freien Stadt 
Danzig, die ja einen Teil des polniſchen Zollgebietes bildet, in den Rahmen 
des neuen Abkommens. In Anlehnung an die bisherige Regelung wird ein 
Vertreter des Danziger Senates in den Rat des polniſchen Verrechnungsinſtikutes ein⸗ 
treten. Er hat dort das Recht, in ſämtliche Geſchäftsvorgänge Einſicht zu nehmen, die 
das deutſch⸗polniſche Verrechnungsabkommen betreffen und mittelbar oder unmittelbar 
Danziger Firmen berühren. Ferner iſt in dem neuen Abkommen für eine ſtärkere Berück⸗ 
ſichtigung Danziger Erzeugniſſe bei der Ausfuhr aus dem polniſchen Zollgebiet nach 
Deutſchland Sorge getragen worden. Auf Grund des Abkommens von 1935 war Danzig 
an der polniſchen Ausfuhr nur mit 14,4 Millionen Gulden für landwirtſchaftliche und 
induſtrielle Erzeugniſſe und mit 14,5 Millionen Gulden für Löhne aus dem Veredelungs⸗ 
verkehr, alſo mit insgeſamt 25,9 Millionen Gulden beteiligt, eine Summe, die weit hinter 
denen der vorhergehenden Jahre zurückblieb. Die im neuen Abkommen vereinbarten 
Danziger Anteile betragen 13 Millionen Gulden für Löhne aus dem Veredelungs⸗ 
verkehr, 9,6 Millionen Gulden für landwirtſchaftliche und 5,8 Millionen Gulden für 
induſtrielle Produkte, insgeſamt alſo 28,4 Millionen Gulden. Im übrigen ſind hin⸗ 
ſichtlich beſtimmter Waren für die Beteiligung der Danziger Firmen an der polniſchen 
Ausfuhr nach Deutſchland feſte Mindeſtquoten aufgeftellt worden, und zwar 
für Speiſe⸗ und Futterbohnen (45 v. H.), für Speiſe⸗ und Futtererbſen (22,5 v. H.), für 
Lupinen (45 v. H.), für Wicken (22,5 v. H.), für Delfaafen (20 v. H.), für Kleeſaaten 
(25 v. H.), für Schnittholz (17 v. H.) und für Rundholz (10 v. H.). Die Aufteilung 
dieſer Danziger Quoten auf die einzelnen Firmen wird in Zukunft durch die Danziger 
Induſtrie⸗ und Handelskammer erfolgen. Im Ganzen hat das neue Abkommen die 
urſprünglichen Erwartungen der Danziger Wirtſchaft und der Danziger Amtsſtellen nicht 
erfüllt, wenn es auch immerhin einen Schritt auf dem Wege zu einer gerechteren 
Berückſichtigung der Danziger Wirtſchaftsintereſſen bedeutet. 

Zu dem deutſch-polniſchen Wirtſchaftsabkommen kann man abſchließend feſtſtellen, 
daß es in dem abgeſteckten Rahmen im allgemeinen günſtigere Grundlagen für die 
Entwicklung des Warenaustauſches zwiſchen Deutſchland und Polen enthält, als es 
bei den bisherigen Abkommen der Fall war. Aus den bisherigen Erfahrungen hat man 
die notwendigen Schlußfolgerungen gezogen. Den Erfolg wird man allerdings 
abwarten müffen. Es kommt in erſter Linie darauf an, wie Polen das Ab⸗ 
kommen durchführen wird. Denn die Höhe des deutſch⸗polniſchen Warenausfaufches 
richtet ſich nach der Fähigkeit und der Bereitſchaft Polens, deutſche Waren aufzunehmen. 
Es iſt alſo die Aufgabe des polniſchen Partners, den deutſchen Waren Abſatz auf feinem 
inneren Markt zu verſchaffen. In dem Maße, in dem ihm dieſes gelingt, kann er auch 
mit einer Steigerung ſeiner eigenen Ausfuhr nach Deutſchland rechnen. 
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Panflawismus im Sokol 


Welche Rolle der Sokol, der in ſeinem geiſtigen Urſprung auf die deutſche Turn⸗ 
bewegung zurückgeht, für die Stärkung des Nationalbewußtſeins der 
ſlawiſchen Völker, vor allem der Tſchechen, Polen und Serben, gehabt hat, iſt zur Genüge 
bekannt. Bekannt iſt auch, daß der Sokol vor dem Weltkriege der aktipſte 
Ideenträger der ſlawiſchen „Gegenſeitigkeit“ geweſen iſt. Dieſe Idee 
klingt im Sokol auch heute noch nach. Das gibt ihm gegenüber den anderen politiſchen 
Kampfverbänden, die fi) ausſchließlich in den Dienſt des egoiftifchen Nationalſtaats⸗ 
gedankens geſtellt haben, auch heute noch ſeine beſondere Note, vor allem in der Tſchecho⸗ 
Slowakei und in Südſlawien, alſo in den Staaten, in denen die politiſch herrſchenden 
Staatsvölker, die Tſchechen und Serben, die in den Grenzen ihrer Staaten eingeſchloſſenen 
anderen ſlawiſchen Völker, die Slowaken, Kroaten und Slowenen in ſich einzugliedern 
und aufzufaugen verſuchen. Darüber hinaus aber iſt der Sokol auch heute noch ſowohl 
in Polen wie in der Tſchecho⸗Slowakei und in Südſlawien diejenige politiſche Organiſation, 
die über die ſtaatlichen Grenzen hinaus den allſlawiſchen Ge⸗ 
danken in die Zukunft zu retten und als politiſchen Faktor 
lebendig zuer halten verſucht. Es lohnt ſich daher, einen kurzen Blick auf die 
Entwicklung des Sokol in den genannten drei Staaten zu werfen. 

Zunächſt Polen: Nach dem Kriege ſpielte der Sokol im nationalen Leben des 
polniſchen Volkes bei weitem nicht mehr die Rolle, die er vor dem Kriege beiſpielsweiſe 
in den preußiſchen Oſtprovinzen geſpielt hatte. Der Krieg mit Rußland verſetzte 
ſeiner allſlawiſchen Ideologie einen gewaltſamen Stoß. Und das Geſetz des Handelns 
lag im neuen Staat nicht mehr bei ihm, ſondern bei den Kampfverbänden, die ſich um 
Pilſudſki geſchart hatten und denen der Gedanke einer ſlawiſchen Gemeinſamkeit 
fernlag. Nur mit Mühe konnte im Jahr 1921 das Sokolfeſt in Warſchau durch⸗ 
geführt werden, das in der Bevölkerung nur einen geringen Widerhall fand. Acht Jahre 
dauerte es dann, bis der Sokol ſich wieder mit einer größeren Kundgebung an die 
Oeffentlichkeit wagte: Wenn das Poſener Sokolfeſt von 1929 das von 1921 
auch an Umfang weit übertraf, ſo vermochte es doch kein ſtärkeres Intereſſe für die 
Idee des Sokol zu wecken. Das für 1935 in Warſchau angeſetzte Feſt kam gar nicht 
zuſtande. Die derzeitige Stärke des polniſchen Sokol iſt mit 90 000 
Mitgliedern nicht groß. 

Um ſo auffallender iſt es daher, wenn jetzt in bislang ungekanntem Umfang die 
Werbetrommel für das Sokolfeſt gerührt wird, das Mitte dieſes Jahres in Kaffo- 
witz ſtattfinden fol. Dieſes Feſt foll im Zuſammenhang mit dem Ablauf der 
Genfer Konvention zu einer machtvollen politiſchen Kundgebung des Polentums 
in Oſtoberſchleſien werden. Aus dieſem Anlaß hat der Präfident des polniſchen Sokol⸗ 
verbandes, Oberſt Ar cis zewſki, einen Aufruf erlaſſen. Es heißt darin u. a.: 
Kurz nach den oberſchleſiſchen Aufſtänden, an denen die dortigen Sokolvereine lebhaften 
Anteil genommen hätten, ſei zwiſchen Deutſchland und Polen die Genfer Konvention 
feſtgelegt worden. Am 15. Juli d. J. aber gehe dieſe Ulebergangsperiode zu Ende, und 
Oberſchleſien „kehre dann endgültig, ohne Vorbehalte, zu Polen zurück!. Um der 
Freude darüber Ausdruck zu geben, fänden ſich im Juni d. J. die Männer und Frauen 
des Sokol in Kattowitz zu einem großen Treffen zuſammen. Dann heißt es weiter: „Die 
oberſten militäriſchen Behörden haben ſich ſehr ernſtlich für 
unſer Turnfeſt intereſſiert! Diejenigen, die die Vorbereitungen zur Ver⸗ 
teidigung unſeres Landes leiten, wollen uns ſehen! Sie wollen ſehen, wie wir vorbereitet 
find! Sie wollen unſere Uebungen, unſere Ordnung und Difziplin ſehen, den Geiſt 
unſerer Reihen, mit einem Wort: unſeren Wert kennenlernen. Denn wie ſie uns ſehen 
und wie ſie uns kennen lernen werden, ſo werden ſie uns in Zukunft für die Verteidigung 
des Vaterlandes einſetzen! Der General⸗Inſpekteur der Armee, der 
Marſchall Polens, Smigly⸗Rydz, intereſſiert ſich lebhaft für 
unſer Feſt ..... Diefe letzten Sätze verdienen Beachtung: Der Umftand, daß 
Rydz⸗Smigly ſelbſt die Schutzherrſchaft über das Feſt übernommen hat, deutet darauf 
hin, daß in Zukunft auch der polniſche Staat nach dem Beiſpiel der Tſchecho⸗ 
Slowakei und Südſlawiens den Sokol ſyſtematiſch zum politiſchen 
Einſatz zu bringen gedenkt. 
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In der Tſchecho⸗Slowakei und Südſlawien befaß der Sokol ſchon immer 
die Möglichkeit zu politiſchem Einſatz. Seit 1918 konnteerindieſen beiden 
Staateneinen fortdauernden Aufſtieg verzeichnen. Denn in beiden 
Fällen wuchſen ihm mit der Gründung der Staaten automatiſch wichtige innen⸗ 
politiſche Aufgaben zu. Er betätigte ſich als überparteiliche Organiſation, die 
die Feſtſetzung der Staatsidee und die leberbrüdung der völkiſchen Gegen⸗ 
ſätze zwiſchen den ſlawiſchen Völkern dieſer Staaten erſtrebte. 
Er bildete die „Staatsjugend“; er wurde eine Art Wehrformation. Dertſchechiſche 
Sokolzählt heute 760000 Mitglieder. Er erfreut ſich der größten Fürſorge 
von Seiten der Prager Regierung, die ihm die Richtlinien für ſeine Tätigkeit gibt. 
Es iſt bemerkenswert, daß ſeine Mitgliederzahl in der Slowakei und in Karpathenrußland 
langſam ſteigt, während ſie in Böhmen und Mähren einen geringen Rückgang verzeichnet. 

Ja Südſlawien kam die verwickelte innenpolitiſche Struktur des Staates zunächſt 
auch im Sokol zum Ausdruck. Es gab einen ſloweniſchen, einen kroati⸗ 
ſchen und einen ſerbiſchen Sokolverbandz; und die drei Verbände ftanden 
je nach der innen- und volkspolitiſchen Lage in einem mehr oder weniger ſtarken Gegenſatz 
zueinander. Nach der im Jahre 1929 erfolgken Zentraliſierung des 
Staatsapparates aber wurden die drei Verbände in einem 
neuen ſüdſlawiſchen Sokolverband zuſammengefaßt. Dieſem fiel 
nun die hochpolitiſche Aufgabe zu, die Idee des Südſlawismus in den ſlawiſchen Völkern 
des Staates zu propagieren. Der neue Verband war ſich nunmehr aller erdenklichen 
Unterſtützung von Seiten der Belgrader Regierung gewiß. Im Jahre 1932 wurde ein 
eigenes Miniſterium für Leibeserziehung geſchaffen, das die Zuſammenarbeit zwiſchen 
Staat und Sokol noch weiter verſtärkte. Selbſt deutſchſtämmige (J) Schulkinder wurden 
in die Reihen des Sokol gezwungen. Und es gelang ſchließlich, die Mit⸗ 
gliederzahl des Sokol auf 400000 zu ſteigern, ein für ſüdſlawiſche Ver⸗ 
hältniſſe ſehr beachtlicher Erfolg. 

Während nun aber, wie geſagt, der Sokol vor dem Kriege für feinen Nationalismus 
eine wertvolle Stütze in der Idee der ſlawiſchen „Gegenſeitigkeit“ fand, wandte er 
ſich nach dem Kriege vorerſt in der Hauptſache nationalſtaatlichen Aufgaben zu. Tro tz⸗ 
dem aber blieb der Panſlawismus die Grundlage der Sokol⸗ 
ideologie. Es iſt in dieſer Hinſicht bezeichnend, daß an allen größeren Veran⸗ 
ſtaltungen des Sokol in einem der genannten Länder ſtets auch Abordnungen der anderen 
Sokolverbände teilnahmen. Die panſlawiſtiſche Neigung aber kommt vor allem darin 
zum Ausdruck, daß alle Verbände im Allflawiſchen Sokolverband zuſammen⸗ 
gefaßt ſind. In der Praxis des politiſchen Geſchehens allerdings hat der allſlawiſche 
Gedanke, den der Sokol verkörpert, bisher kaum Spuren einer Wirkung zu hinterlaſſen 
vermocht. Zu fern hat die panſlawiſtiſche Idee der Problematik der Gegenwartspolitik 
gelegen. Sie iſt hinter der Aktualität anderer Fragen verblaßt. Der realiſtiſche Inſtinkt 
der Völker hat den unzeitgemäßen Vorkriegspanſlawismus beiſeite geſchoben. Der Sokol 
allein iſt, getreu ſeinen Grundſätzen, in der Sphäre des ideellen Trägers panſlawiſtiſcher 
Beſtrebungen geblieben. 

Neuerdings aber mehren ſich die Anzeichen, die einen Vorſtoß 
der Sokol-Panſlawiſten in die Bezirke der aktiven Politik in 
den Bereich des Möglichen rücken. So darf z. B. der ſüdſlawiſche Sokol, 
der in Gemeinſchaft mit dem bulgariſchen Turnverband „Junak“ einer der älteſten 
Vorkämpfer für eine bulgariſch⸗ſüdflawiſche Annäherung iſt, das vor einiger Zeit zuſtande⸗ 
gekommene Freundſchaftsabkommen der beiden Länder zum nicht geringen Teil auf ſein 
politiſches Erfolgskonto buchen. Und wenn unlängſt der Präſident des tſchechiſchen 
Sokolverbandes, D. Bukopſky, Südſlawien beſucht hat und dabei in allen größeren 
Orten feſtlich empfangen und in Belgrad ſogar vom Miniſterpräſidenten begrüßt worden 
iſt, ſo iſt das nur ſo zu verſtehen, daß der tſchechiſche Sokol, ſeiner zahlenmäßigen und 
polififchen Bedeutung entſprechend, von der Prager Regierung vorgeſchickt wird, um im 
Namen der von ihm getragenen allſlawiſchen Tradition einer machtpolitiſchen Konſtruktion, 
der Kleinen Entente, jenen neuen Auftrieb zu geben, den die amtliche Prager Politik ihr 
nicht mehr zu geben vermag. Daß die Bolſchewiſterung Rußlands für den tſchechiſchen 
Panſlawismus kein Hinderungsgrund iſt, in Rußland auch heute noch den Vorkämpfer 
der ſlawiſchen Sache zu ſehen, ift bekannt. Die Anſprache, die D. Bukopſky in Belgrad 
gehalten hat, hat das noch einmal (in recht zweideutiger Weiſe) beſtätigt: „Die Rolle des 
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Sokol kommt auch in dem Verhältnis zu unferen Brüdern, den Ruffen, zum Ausdruck, 
die ihr Land verlaſſen mußten, die aber auch weiterhin die Verbindung mit dem Sokol⸗ 
weſen der übrigen ſlawiſchen Völker aufrechterhalten. Unſer aufrichtiger 
Wunſch und unſer Trachten iſt es indeſſen, daß einſt das Sokol⸗ 
weſen vom geſamten ruſſiſchen Volke angenommen werde 
In demſelben Sinne haben ſich auch die tſchechiſchen Vertreter auf der Konferenz des 
Allſlawiſchen Sokolverbandes, die am 6. und 7. Februar d. J. in Prag ſtattfand, geäußert. 
Ebenfo eifrig ſetzt ſich der tſchechiſche Sokol ſchließlich auch für 
eine polniſch⸗tſchechiſche Annäherung ein, — nicht ohne in den Reihen 
des polniſchen Sokol ein freundliches Echo zu finden. Den Höhepunkt der verſtärkten 
Aktivität des Sokol wird das X. Allſlawiſche Sokolfeſt in Prag bringen, 
das im Jahre 1938 gleichzeitig als Jubiläumsfeier des 20jährigen Beſtehens der Tſchecho⸗ 
Slowakiſchen Republik ſtattfinden fol. Dieſes Feſt ſoll zu einer propagandiſtiſch⸗politi⸗ 
ſchen Kundgebung größten Stils ausgeſtaltet werden. 

All' dies braucht man gewiß nicht zu überſchätzen. Aber es iſt doch gut, wenn man die 
Aufmerkſamkeit auf gewiſſe Erſcheinungen lenkt, die bewußt an überholte Vorkriegs⸗ 
begriffe anknüpfen. 


Ein Muſterbeiſpiel polniſcher Schulpolitik 


Für die nationalpolitiſche Feindſeligkeit, mit der von polniſcher Seite das deutſche 
Schulweſen in Polen zugrundegerichtet wird, iſt ein aus Oſtoberſchleſien ſtammen⸗ 
des Beiſpiel bezeichnend. Dort fanden vor einigen Wochen in den Klaſſen der deutſchen 
Minderheitsſchulen, in denen noch deutſche Lehrkräfte beſchäftigt ſind, Prüfungen 
ſtatt. Deren Ergebnis wurde von den polniſchen Prüfern als „nicht genügend“ bezeichnet. 
Das hat, wie man leicht erkennen wird, nicht an der Unfähigkeit der Lehrer und auch nicht 
an den mangelnden Kenntniſſen der Kinder, ſondern an der Böswilligkeit der polniſchen 
Prüfer gelegen. Es genügt, einige der Fragen anzuführen, die den deutſchen Kindern 
auf einem Fragebogen zur Beantwortung in Gegenwart der betreffenden polniſchen 
Aufſichtsperſonen vorgelegt wurden. Auf dem Bogen ſtanden z. B. folgende Fragen: 

Was geſchieht mit Schleſien nach Ablauf der Genfer Konvention? 

Wer gefällt euch beſſer: Hitler oder Pilſudſkie? 

Wo wohnt es ſich beſſer: in Hindenburg oder in Kattowitz? 

Warum kommen die Deutſchen nach Polen einkaufen und warum fahren 
die Polen nach Deutſchland? 

Welches Wappen iſt ſchöner: das polniſche oder das deutſche? 

Welcher Adler gefällt dir beſſer: der polniſche oder der deutſche? 

Welche Stadt iſt ſchöner: Berlin oder Warſchaus 

Welches Lied gefällt dir am beften? 

Wohin würdeſt du am liebſten während der Ferien fahren? 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß jedes gut erzogene deutſche Kind in Polen mehr für 
Hitler eingenommen ſein muß als für Pilſudſki, daß es ein deutſches Lied ſein wird, das 
ihm am beſten gefällt, daß ihm Berlin ſchöner als Warſchau erſcheint, daß es ſeine 
Ferien lieber in einer deutſchen als in einer polniſchen Umgebung zubringen will. Es 
bedarf nicht vieler Worte, um die Hinterhältigkelt eines polniſchen Schul: 
inſpektors zu charakteriſieren, der deutſchen Kindern mit politiſcher Berechnung ſolche 
Bekennktnisfragen vorlegt. Die Fragen find fo, daß ihre Be: 
antwortung in jedem Falle zum Nachteil der deutſchen Schulen 
ausgenutzt werden kann. Denn beantworten die Kinder die Fragen des vorge⸗ 
legten Fragebogens im polniſchen Sinne, dann beſteht die Befürchtung, daß ihnen eines 
Tages die von der Angſt diktierten Antworten als Beweis ihrer „polniſchen Volks⸗ 
zugehörigkeit“ ausgelegt werden. Beantworten ſie die Fragen aber ſo, wie es ihnen ihr 
vielleicht eben erſt erwachendes völkiſches Gewiſſen befiehlt, dann bedeutet das, daß ſie 


ihren deutſchen Lehrer bei den polniſchen, Amtsſtellen in Mißkredit bringen. 
So kam es denn auch: Gegen die deutſchen Lehrkräfte, in deren Klaſſen derartige 


Prüfungen durchgeführt wurden, wurden Diſziplinar verfahren eröffnet, 
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da die von ihren Schülern gegebenen Antworten das Nationalgefühl der polniſchen 
Pſeudopädagogen verletzten. Das Deutſchtum in Oſtoberſchleſien kann ſtolz darauf ſein, 
daß es Kinder beſitzt, die der Argliſt polniſcher Amtsperſonen ſchlicht und klar ihr Be⸗ 
kenntnis zum deutſchen Volkstum entgegenzuſetzen verſtehen. Die Antworten dieſer 
Kinder ſind für die polniſchen Frageſteller moraliſche Ohrfeigen geweſen. Im übrigen 
beleuchtet es die negative Einſtellung der polniſchen Amtsſtellen zum deutſchen Schul⸗ 
weſen, wenn deutſchen Lehrern in Polen die Lehrbefähigung aberkannt wird, weil ſie es 
als ihre Aufgabe betrachten, die ihnen anvertrauen Kinder zu volksbewußten deutſchen 
Menſchen zu erziehen. Die deutſche Preſſe in Polen hat in ihren Kommentaren zu 
dieſen Vorfällen u. a. geſchrieben: „... Wie abfurd das Verfahren, ſchon rein päda⸗ 
gogiſch betrachtet, iſt, wird ſofort klar, wenn man nur darauf hinweiſt, daß beiſpiels⸗ 
weiſe kaum ein Kind die Frage, ob Warſchau oder Berlin ſchöner iſt, auf Grund 
ſachlicher eigener Erfahrung beantworten kann. Wozu will man dann aus dem Kinde 
etwas herauslocken, was es gar nicht beurteilen kann? Und wie will man gar aus 
Kinderantworten Schlüſſe auf die Einſtellung der Lehrkräfte ziehen, da es doch auf der 
Hand liegt, daß neben der Schule auch andere Faktoren weſentlich auf die Kinder ein⸗ 
wirken? Oder verlangt man gar, daß deutſche Lehrer, um ihre Loyalität zu beweiſen, vor 
den deutſchen Kindern das Reich und ſeine großen Männer verächtlich machen ſollen, damit 
die Kinder vom „richtigen Geiſt' erfüllt werden?“ 

Einem deutſchen Lehrer, deſſen Schüler nach der oben dargeſtellten Methode geprüft 
wurden, iſt kurz nach der Prüfung von einer vorgeſetzten Amtsſtelle folgendes Schreiben 
zugeſtellt worden: „Die Kommiſſton ift der Auffaſſung, daß... . (der Lehrer) die volle 
Mitverantwortung für den geradezu unerhörten erzieheriſchen Stand der Kinder zu 
tragen hat, der in den Antworten auf die im Fragebogen enthaltenen Fragen zum 
Ausdruck kommt und in bezug auf das Polentum und die polniſche Staatlichkeit aus⸗ 
geſprochen und einmütig negativ und feindlich iſt. Der Verlauf der Verhandlung hat 
ergeben, daß... . (der Lehrer) den negativen erzieheriſchen Stand der ihm anvertrauten 
Jugend kennen mußte und gekannt hat, ſich jedoch dieſem Zuſtand gegenüber gleichgültig 
und paffio verhalten und keinerlei konkrete Initiative ergriffen hat, um dieſem Zuſtand 
entgegenzuwirken. Dadurch hat .... (der Lehrer) gegen die Artikel 20 und 25 des 
Geſetzes über das Dienſtverhältnis der Lehrer vom 1. Juli 1926 verftoßen, da er in 
hohem Maße das öffentliche Wohl auf dem Gebiete der Erziehung 
geſchädigt und das Vertrauen untergraben hat, das der Lehrerſtand erfordert, wo⸗ 
durch er ſich eines Dienſtpergehens im Sinne des Artikels 71 der Lehrerpragmatik 
ſchuldig gemacht hat.“ Demnach iſt es tatſächlich ſo, daß einem deutſchen Lehrer von Seiten 
einer polniſchen Amtsſtelle die Vernichtung des Volksbewußtſeins der ihm anvertrauten 
Kinder zu Pflicht gemacht und die Vernachläſſigung dieſer „Pflicht“ als ſtaatsfeindliche 
Handlung ausgelegt wird. Das iſt nach den erwähnten Prüfungen nicht in einem, 
fondern in zehn und mehr Fällen geſchehen: Die betreffenden Lehrer wurden friſtlos 
und ohne Penſionsanſprüche aus dem Staatsdienſt entlaffen. 
All' ſolche Dinge hindern die Polen natürlich nicht, ſich auch weiterhin ihrer „ſprich⸗ 
wörtlichen Toleranz“ gegenüber der deutſchen Volksgruppe zu rühmen. 


Die Hoch⸗ und Fachſchulen Oſideutſchlands 


Ueber die Entwicklung des Beſuches der oſtdeutſchen Hochſchulen im Reich und in der 
Freien Stadt Danzig während der letzten Jahre gibt nachſtehende Lleberficht Auskunft. 
Die Angaben für 1936 ſind dem „Hochſchulführer 1937“ entnommen (Herausgegeben 
vom Reichsſtudentenwerk gemeinſam mit der Reichsſtudentenführung; Verlag Walter de 
Gruyter u. Co., Berlin 1937). Es waren immatrikuliert: ö 


SS 1934 WS 1934/5 Se 1935 WE 1935/6 SS 1936 
2238 207 2 128 2 444 


Univerſität Breslau ee Ad 3 450 3 489 3 0⁴⁵ 3794 3014 
Techniſche Hochſchule Breslau . . 492 452 396 454 412 
Techniſche Hochſchule Danzig 1264 1278 ı14 — 1152 
Handelshochſchule Stänigeberg B 403 272 215 221 
Staatliche Akademie Braunsberg . . . 101 105 84 100 108 


Der zahlenmäßige Rückgang des Studiums an den oſtdeutſchen Hochſchulen, der in 
den letzten Jahren eingetreten ift, erklärt fi) in der Hauptſache aus den grundlegenden 
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Umwandlungen des deutſchen Hochſchulweſens überhaupt. Die Geſamtzahl der an den. 
23 Univerſitäten des Deutſchen Reiches immatrikulierten Studenten hat jeweils 
in den Sommerſemeſtern betragen: 1934: 71403, 4935: 55 989 und 1936: 60 048. 
Davon ſtudierten an den oſtdeutſchen Univerſitäten 1934: 10,3 v. H., 1935: 9,1 v. H. und 
1936: 10,4 v. H. Dabei weiſt die Univerfität Breslau im Vergleich zu Königs⸗ 
berg eine günſtigere Entwicklung auf (Breslau Sommerſemeſter 1936: 5,7 v. H.; 
Königsberg Gommerfemefter 4936: 4,7 v. H. der Univerſitätsſtudenten des Reiches). 

Von den 10 Techniſchen Hochſchulen des Deutſchen Reiches liegt nur eine 
(Breslau) im Oſten; hinzu kommt die Techniſche Hochſchule Danzig. Die Geſamt⸗ 
ſtudentenzahl dieſer 11 Hochſchulen iſt von 15 555 im Sommerſemeſter 1934 auf 11 794 
im Sommerſemeſter 1936 zurückgegangen. Bemerkenswert iſt, daß der Anteil der 
oſtdeutſchen Techniſchen Hochſchulen an der Geſamtzahl der Techniſchen Hochſchul⸗Studen⸗ 
ten geſtiegen iſt, und zwar Breslau von 3,1 v. H. im Sommerſemeſter 1934 über 
3,2 v. H. im Sommerſemeſter 1935 auf 3,9 v. H. im Sommerſemeſter 1936, und 
Danzig von 8,1 über 9,2 auf 9,8 v. H. 

Die Zahl der an der Handels hochſchule Königsberg immatrikulierten 
Studenten iſt während der letzten Jahre um faſt die Hälfte geſunken. An den 4 reichs⸗ 
deutſchen Hochſchulen dieſer Art waren im Sommerſemeſter 1936: 4269 Studenten 
eingetragen; daran war die Hochſchule in Königsberg mit 17,4 v. H. beteiligt. Der 
Beſuch der Staatlichen Akademie (Philoſophiſch⸗Theologiſche Hochſchule) in 
Braunsberg (Dftpreußen) hat ſich im weſentlichen auf derſelben Höhe wie in den 
früheren Jahren gehalten; an den 2 202 Studierenden der im Reiche vorhandenen 
12 Akademien dieſer Art war Braunsberg im Sommerſemeſter 1936 mit 4,9 v. H. 
beteiligt. An der Forſtlichen Hochſchule in Eberswalde (Brandenburg) 
waren im Winterſemeſter 1935/36: 33 Studenten immatrikuliert ( 18 v. H. der 
Studierenden dieſes Faches). Von den Kunſthochſchulen des Reiches liegt nur eine in 
Oſtdeutſchland: die Staatlichen Meiſterateliers in Königsberg / Pr., an 
denen im Sommerſemeſter 1936: 36 Studenten ( 3,6 v. H.) eingetragen waren. Von 
den 10 Landwirtſchaftlichen Hochſchulen entfallen auf Oſtdeutſchland 2, 
von denen Königsberg im Winterſemeſter 1935/36: 70 ( 4,8 v. H.) und Bres⸗ 
lau 59 (= 4,1 b. H.) Studenten aufwieſen. Seit 1935 beſteht in Danzig eine 
Staatliche Akademie für Praktiſche Medizin, die zur Zeit etwa 
60 Hörer aufweiſt. 

Einen erfreulich hohen Anteil an der geſamtdeutſchen Studentenſchaft dieſes Faches 
haben nach wie vor die oſtdeutſchen Hochſchulen für Lehrerbildung aufzu⸗ 
weiſen. Neu hinzugekommen iſt im vergangenen Jahre die Hochſchule für Lehrerinnen⸗ 
bildung in Schneidemühl (ferner eine in Bayreuth). Von den 27 Hochſchulen 
dieſer Art entfallen 8 auf das öſtliche Preußen bezw. Danzig. Die Entwicklung ihrer 
Beſucherzahl (jeweils in den Sommerſemeſtern) geht aus folgender Aufſtellung hervor: 

1934 


1935 1936 1934 1935 1936 
Beuthen OSS. 183 218 272 rankfurt / 'der . . 159 414 407 
Cottbbn ss 153 313 269 irſchberg (Schlefien) .. 213 323 273 
Danzig == — 311 Lauenburg (Pommern) . 271 42¹ 37¹ 
Elbing 390 462 362 
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Von den 44 Höheren Techniſchen Lehranſtalten für Hoch⸗ und 
Tiefbau des Reiches entfallen auf das öſtliche Preußen 7 (in Klammern die Schüler⸗ 
zahlen), nämlich Beuthen O.⸗S. (150), Breslau (200), Deutſch⸗Krone (75), 
Frankfurt / Oder (140), Görlitz (140), Königsberg / Pr. (160) und 
Stettin (215). Die Beuthener Lehranſtalt wurde 1899 in Kattowitz gegründet. 
Textilfachſchulen gibt es 19 im Reich, davon 3 im Oſten, nämlich in Cott⸗ 
bus (73), Langenbielau in Schleſien (116) und Sorau in der Niederlauſitz (9). Berg⸗ 
ſchulen gibt es in Peiskretſcham in Dberfchlefien (60) und Waldenburg in Schleſien 
(30). Handwerkerſchulen (Kunſtgewerbeſchulen) weiſen Breslau (216), Stettin 
(95) und Königsberg / Pr. (42) auf; im ganzen Reiche gibt es 32. Eine Glas⸗ 
fachſchule (46) und eine Keramiſche Fachſchule (46) beſteht in Bunzlau N.⸗S. 
eine Holzſchnitzſchule in Bad Warmbrunn in Schleſien (44). Der Oſten beſitzt 
eine Forſtſchule in Steinbuſch bei Woldenberg (60). Höhere Landbau⸗ 

chulen beſtehen in Elbing (32), Landsberg an der Warthe (43), Schweidnitz in 
Schleſien (37) und Stettin (37). Eine Kulturbauſchule (60) hat Königsberg Pr. 
Eine der 10 deutſchen Seefahrtsſchulen liegt in Oſtdeutſchland: Stettin (50). 
Königsberg beherbergt eine der 7 deutſchen Dentiſtenſchulen (34). Haus⸗ 
wirktſchaftliche Fachſchulen beſtehen in Breslau, Görlitz und Königsberg Pr., 
und eine Gymnaſtikſchule gibt es in Zoppot. 


Oſtland⸗Chronil 


Vier Fünftel der oſtoberſchleſiſchen Deut- hungert und zugrundegeht. Es 


ſchen arbeitslos 

Im Warſchauer Senat beſchäftigte ſich 
Senator Wieſner in nachdrücklicher 
Weiſe mit der wirtſchaftlichen Unter⸗ 
drückung der deutſchen Volksgruppe in 
Polen, vor allem in Oſtoberſchleſien. Er 
führte dabei u. a. folgendes aus: „Die 
Frage der Arbeitsloſigkeit ift eine Frage, die 
nicht nur unſere Volksgruppe angeht, 
ſondern den Staat als ſolchen belaſtet. 
Es iſt die nackte Wahrheit, 
wenn wir heute behaupten, daß 
das Deutſchtum in Oſtober⸗ 
ſchleſienzu rund 80 v. H. arbeits⸗ 
los iſt, und daß bei den gegenwärtig 
herrſchenden Verhältniſſen ein Großteil 
dieſer arbeitsloſen Deutſchen nicht ein⸗ 
mal mehr hoffen kann, wieder 
in den Arbeitsprozeß einge⸗ 
ſchaltet zu werden. Sowohl Ar⸗ 
beiter wie Angeſtellte ſehen ſich der furcht⸗ 
baren Tatſache gegenüber, daß ihnen die 
Großinduſtrie als Arbeitsplatz zum 
überwiegenden Teil verſchloſſen bleibt, 
daß Handel und Gewerbe unmöglich im⸗ 
ſtande ſind, dieſen Ueberſchuß an Arbeits⸗ 
kräften aufzunehmen, und daß daher nach 
neuen Mitteln und Wegen geſucht werden 
muß, um dieſes Elend und dieſe Not zu be⸗ 
zwingen. Der Staat kann nicht ruhig 
zuſehen, wie hier ein ruhiges, 
friedliches und arbeitswilli— 
ges Volkstum langfam ver- 
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beſteht die große Gefahr, daß in dieſem 
Jahre (nach Ablauf der Genfer Konven⸗ 
tion) auch noch der letzte Reſt der 
beſchäftigten Deutſchen ent- 
laſſen und arbeitslos wird. Es 
bedeutet eine Verletzung des Grundſatzes 
der bürgerlichen Gleichberechtigung, wenn 
hier ein großer Teil der Bürger, weil er 
der deutſchen Volksgruppe angehört, von 
der Arbeit ausgeſchaltet und brotlos ge⸗ 
macht wird. Ganz beſonders tra u⸗ 
rig iſt das Los unferer deut⸗ 
ſchen Jugend, die heute nicht einmal 
mehr die Möglichkeit beſitzt, ein Handwerk 
zu erlernen. Mehr als 7000 deut⸗ 
ſche Jungen im ſchulentlaſſe⸗ 
nen Alter leben ohne die Er⸗ 
lernung irgendeines Berufes 
dahin und reihen ſich in das Heer der 
Arbeitsloſen ein .. Nur nach folgenden 
Grundſätzen iſt die Behebung dieſer trau⸗ 
rigen Zuſtände möglich: 1. Den Angehöri⸗ 
gen der deutſchen Volksgruppe ſteht im 
gleichen Maße wie allen anderen 5 
das Recht auf Arbeit und Brot zu. 2. Nie⸗ 
mand darf wegen ſeiner deutſchen Volks⸗ 
zugehörigkeit oder wegen ſeines Bekennt⸗ 
niſſes zur deutſchen Schule von ſeinem 
Arbeitsplatz vertrieben werden. 3. Bei der 
Wiedereinſtellung und Wiederaufnahme 
eines Induſtriebetriebes ſind die entlaſſenen 
deutſchen Arbeiter und Angeſtellten in 
gleichem Maße wie die anderen wieder auf 


ihren Arbeitsplatz zurückzuführen. 4. Durch 
die Ausführung öffentlicher Arbeiten in den 
am ſchwerſten betroffenen Gebieten iſt der 
Arbeitsloſigkeit entgegenzutreten. Bei dieſen 
Arbeiten ſind die Deutſchen ebenfalls in 
entſprechendem Ausmaß zu beſchäftigen.“ 


Zwei deutſche Geiſtliche ausgewieſen 
Am 27. Februar mußte Pfarrer 
Mudraf aus Honig im Kreiſe 
Dſtrobo das polniſche Staats- 
gebiet verlaſſen, nachdem ſeine 
Bitte, ihm die am 30. Dezember abge⸗ 
laufene Aufenthaltsgenehmigung zu ver⸗ 
längern, abſchlägig beſchieden worden war. 
Der Grund der Aae e dieſes evange⸗ 
liſchen Geiſtlichen deutſchen Volkstums iſt 
nicht bekannt. Pfarrer Mudrak gilt als 
ſtaatenlos; vor dem Oberſten Verwaltungs⸗ 
gericht in Warſchau ſchwebt zur Zeit noch 
ein Prozeß, in dem Pfarrer Mudrak um 
die Zuerkennung der polniſchen Staats⸗ 
angehörigkeit kämpft. Zu gleicher Zeit 
wurde ein anderer deutſcher Geiſtlicher, 
Pfarrer Grothaus aus Neu- 
ſtadt im Kreiſe Neutomiſchel, über die 
Grenze abgeſchoben. Pfarrer Grot⸗ 
haus iſt deutſcher Reichsangehöriger. Der 
egen ihn erhobene Vorwurf, feindliche 
eußerungen gegen den polniſchen Staat 
getan zu haben, iſt durch nichts bewieſen. 


Zwei Deutſche überfallen 

Am 24. Februar wurden in Schwien⸗ 
tochlowitz zwei junge Deutſche aus 
Eintrachthütkte von einem Mann ange: 
pöbelt, der die Uniform der Haller⸗ 
fruppen trug. Der polniſche Freiheits- 
kämpfer ſchlug mit einem Fahnenſchaft auf 
die beiden Deutſchen ein und verletzte fie 
leicht. Vor der Polizei gab der Pole, ein 
gewiſſer Eduard Grzegorczyk aus Schwien⸗ 
kochlowitz, an, er habe ſich durch die deutſche 
Sprache, deren ſich die beiden Deutſchen 
bedienten, provoziert gefühlt. 


Ein geiſtlicher Verleumder 


Am 17. Februar erſchienen ſechs polniſche 
Polizeibeamte in der deutſchen Kolonie 
Mariahilf im Kreiſe Kolomea (Oſt⸗ 
galizien). Sie verhörten mehrere deutſche 
Koloniſten, durchſtöberten die deutſche 
Bücherei nach verbotenen Büchern, 
ſchnüffelten in der deutſchen Schule und in 
der Raiffeiſenkaſſe herum und zogen dann 
wieder, ohne etwas Verdächtiges gefunden 
zu haben, von dannen. Intereſſanter als 


dieſer „hohe Beſuch“ ſelbſt iſt fein Vorſpiel. 


Dieſes hat im Oktober 1936 begonnen, als 
ein neuer katholiſcher Geiſtlicher, der Pole 
Marcin Nykiel, in Mariahilf feines 
Amtes zu walten begann. Es muß voraus⸗ 
bemerkk werden, daß Mariabilfeine 
nahezu rein deut ſche Anſied⸗ 
lung iſt, daß die dortige Kirche von den 
deutſchen Koloniſten ohne polniſche Beihilfe 
gebaut worden iſt und daß auch die laufen⸗ 
den Verwaltungskoſten faſt reſtlos von den 
deutſchen Gemeindemitgliedern aufgebracht 
werden. Pfarrer Nykiel hat nun geglaubt, 
ſich über dieſe Tatſache hinwegſetzen und im 
kirchlichen Leben der Gemeinde einen polni⸗ 
ſchen Kurs einſchlagen zu dürfen. Die 
deutſche Sprache beherrſcht er in ſo 
unzureichendem Maße, daß er ſeine . 
ten nicht einmal richtig ableſen kann. Er 
verlangt von den deutſchen Kirchenbeſuchern, 
daß fie beim Beten nicht das „kleine“, 
ſondern das „große“ Kreuzzeichen 
machen, da er im „kleinen“ Kreuzzeichen 
ein unerlaubtes Bekenntnis zum deutſchen 
Volkstum erblickt, das „große Kreuzzeichen 
aber für das „polniſche“ hält. Er hat die 
Schüler der deutſchen Privat⸗ 
ſchule zum Beſuch einer in der polniſchen 
Staateſchule veranſtalteten Aufführung zu 
zwingen verſucht, mit der Begründung, daß 
dies eine „heilige“ (1) Veranſtaltung ſei. 
Er hat weiter verlangt, daß in den deut⸗ 
ſchen Gottesdienſten polniſche 
Lieder geſungen und die deutſchen 
Andachten zugunſten polniſcher eingeſchränkt 
werden. Er iſt mit dieſen Neuerungen auf 
den energiſchen Widerſtand der deut⸗ 
ſchen Koloniſten geſtoßen, die nicht 
daran denken, ſich auf ſolch hinterliſtige 
Weiſe durch einen polniſchen Fanatiker ihre 
völkiſchen und kirchlichen Rechte ver⸗ 
kümmern zu laſſen. Durch dieſen natür⸗ 
lichen Widerſtand gereizt, nahm der Diener 
Gottes ſchlietßlich feine Zuflucht zu den 
weltlichen Behörden. Er verleumdete die 
deutſchen Koloniſten der „ſtaatsfeindlichen 
Geſinnung“ und der Abſicht, das Polentum 
ihrer Gemeinde zu unterdrücken, — mit dem 
eingangs erwähnten Erfolg, daß am 17. Fe⸗ 
bruar von einem Polizeikommando aus 
Kolomea Hausſuchungen und Verhöre in 
Mariahilf durchgeführt wurden. Das in 
Lemberg erſcheinende „Dſtdeutſche Volks⸗ 
blatt“ hat in ſeinem ausführlichen Bericht 
über dieſe Vorfälle abſchließend u. a. 
folgendes feſtgeſtellt: „Es ift eine ge: 
meine und durch nichts begrün- 
dete Verleumdung und Ber: 
dächtigung, daß wir (die deutſchen 
Koloniſten) Feinde des polniſchen Volkes 
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oder gar des Staates find. Wenn wir 
le Volkstum lieben und 
pflegen, wenn wir ferner beſtrebt ſind, 
unſere Rechte auf dem Gebiete der Kirche 
ſowie die uns auf Grund der polniſchen 
Verfaſſung eingeräumten Rechte hinſichtlich 
der Pflege unſerer völkiſchen Eigenart zu 
wahren, und uns dafür einſetzen, ſo bedeutet 
das doch keinesfalls, daß wir illoyale 
Staatsbürger ſind und die Geſetze miß⸗ 
achten. Wir wollen keinen Kampf und 
haben auch keinen heraufbeſchworen, weil 
wir in Ruhe und Frieden unſerm Tagewerk 
nachgehen wollen.“ 


Der polniſche Staat gegen den Beskiden⸗ 
verein 


Im Jahre 1933 kaufte der Staat das 
Babia⸗Gora-Gebiet in den Bes⸗ 
kiden. Daraus ergab ſich inſofern ein 
Rechtsſtreit mit dem deutſchen Beskiden⸗ 
verein, als der Staat die Herausgabe 
des auf dem gekauften Gelände ſtehenden 
Schutzhauſes, das dem Verein gehörte, ver⸗ 


langte. Der Beskidenverein verwei⸗ 
gerte die Herausgabe feines 
Beſitzes. In dem vor dem Landgericht 


von Galiziſch⸗Neuſandez (Nowy ⸗Sacz) an⸗ 
hängigen Prozeß kam nun vor kurzem ein 
Vergleich zuſtande, aus dem natürlich der 
Staat als die ſtärkere Partei als Sieger 
hervorging; Der Beskidenverein 
hat das Schutzhaus mit allen 
Gebäuden und dem geſamten 
Inventar bis zum 15. April d. J. 
an die Direktion der Staat⸗ 
lichen Forſten in Lemberg zu 
übergebenz er erhält dafür alles in 
allem 45000 Zloty Entſchädigung. Die 
gegen den Beskidenverein betriebene Hetze 
hat alſo ſchließlich zum Siege geführt. 
Geſiegt haben diejenigen polniſchen „Sport⸗ 
kreiſe“, die ſich durch die jahrzehntelange 
erfolgreiche Arbeit des deutſchen Vereins 
„provoziert“ fühlten. 


Der Parzellierungsplan für 1938 


Der „Dziennik Uſtaw“ vom 15. Februar 
d. J. veröffentlichte zugleich mit der 
Namensliſte für 1937 auch den Par⸗ 
zellierungsplan für 1938. Der 
Plan umfaßt für ganz Polen 140 000 Hek⸗ 
tar, nämlich 30 000 Hektar aus ſtaatlichem 
und 80 000 Hektar aus privatem Beſitz. 
In Poſen und Pommerellen ſollen aus 
Staats beſitz 10 000 Hektar, im ganzen 
übrigen Polen zuſammen nur 20 000 Sek: 
tar aufgeteilt werden. Aus Privat: 
beſitz ſollen 1938 in den einzelnen Woje⸗ 
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wodſchaften folgende Flächen aufgeteilt 
werden: 
Warſchan . 6000 ha Wolhynien 2000 ha 
odz . 5000 ha Tarnopol . 5000 ha 
Kielce. 2000 ha Stanislau . 2000 ha 
Lublin 000 ha Lemberg. . . 3000 ha 
Bialyſtok 200 ha Krakau . 200) ha 
Wilna . 2000 ha ofen . . . 25000 ha 
Nowogrodek . 2000 ha Pommerellen . 14000 ha. 
Poleſien . 3000 ha 


Pofen und Pommerellen find 
demnach an der Geſamtſumme 
des Parzellierungsplanes 1938 
mit 39000 Hektar, alle übrigen 
Wojewodſchaften Polens da— 
gegen mit einer nur wenig grö⸗ 
ßeren Summe, nämlich 41 000 
Hektar, beteiligt. Das wirtſchaft⸗ 
liche Zerſtörungswerk, das mit der Durch⸗ 
führung der Agrarreform in den ehemals 
reichsdeutſchen Gebieten verbunden iſt, ſoll 
alſo mit einer von Jahr zu Jahr wachſen⸗ 
den Schärfe fortgeführt werden. 


Deutſche Butter gegen polniſche Tinte 


Es iſt eine liebe Angewohnheit der 
polniſchen Preſſe, in großer Aufmachung 
und mit beneidenswerter Ausdauer über 
die zeitweilige Verknappung 
gewiſſer Lebensmittel im Deuk⸗ 
ſchen Reich zu berichten. Die Phantaſie 
der Journaliſten, die die deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe zumeiſt nur aus den Aufſätzen 
kennen, die ſie ſelbſt darüber geſchrieben 
haben, erhitzt ſich an dieſem Thema ge⸗ 
legentlich zu der Vorſtellung von Hunger⸗ 
krawallen und Geſchäftsplünderungen oder 
ähnlichen Ereigniſſen, die, ſofern ſie in 
Deutſchland paffieren, geeignet find, die 
polniſchen Herzen höher ſchlagen zu laſſen. 
Jetzt aber hat der Vizemarſchall des Se⸗ 
nates, Profeſſor Makowski, dieſen 
von wohltuender Schadenfreude erfüllten 
Berichten die ernüchternde Wirklichkeit ent⸗ 
gegengeſtellt: Man habe in Polen, ſo ſagte 
er im Senat, der in Deutſchland fehlenden 
Butter ſchon allzuviel Tinte gewidmet. 
Ungezählte Zeitungsartikel ſeien über dieſes 
Thema erſchienen, und in den Kaffeehäu⸗ 
ſern bilde die „Not“ beim weſtlichen Nach⸗ 
barn, der feine Butter in Kanonen vers 
wandle, einen beſonders beliebten Ge⸗ 
ſprächsſtoff. Es ſei aber tatſächlich fo, 
daß das polniſche Volkglücklich 
ſein könnte, wenn es ebenſo⸗ 
viel Butter zu eſſen hätte wie 
das deutſche. (Uebrigens iſt es, was 
das Fleiſch anbetrifft, nicht viel anders; 
denn der jährliche Fleiſchverbrauch pro 
Kopf ſteht in Polen weit hinter dem 
Fleiſchverbrauch in Deutſchland zurück.) 


Aufklärung erwünſcht. 


Das polniſche Innenminiſterium hat im 
Dezember v. J., wie ſeinerzeit groß gemel⸗ 
det wurde, die im Ausland erſcheinenden 
Blätter der aus Deutſchland geflüchteten 
Novemberlinge verboten. Es handelte ſich 
um folgende Emigranfenorgane: 
„Das Wort“, das in Moskau erſcheint, 
„Die Internationale“, die in Straßburg 
im Elſaß herauskommt, das „Pariſer 
Tageblatt“, zu deſſen ſtändigen Mitarbei⸗ 
tern u. a. der Verräter Poſens, Hello von 
Gerlach gehörte, und die in Prag erſcheinen⸗ 
den Blätter „Der Weltblick“, „Die deutſche 
Revolution“, „Der Neue Vorwärts“ und 
„Die Wahrheit“. Dieſe Blätter wurden, 
wie geſagt, angeblich in Polen 
verboten. Aber fei es, daß dieſes Ver⸗ 
bot nur ſehr kurzfriſtig war, oder auch, 
daß die polniſchen Amtsſtellen keinen be⸗ 
ſonderen Wert darauf legen, daß das Ver⸗ 
bot auch wirklich durchgeführt wird. 
Tatſache iſt jedenfalls, daß die 
Blätter, vor allem das „Pariſer Tage⸗ 
blatt“ und „Der Neue Vorwärts“, in 
Polen heute wieder überall 
offen zum Verkauf ausge⸗ 
hängt find. Eine Aufklärung hierüber 
wäre erwünſcht. 


Die Erſten Auslanddeutſchen Schimeiſter⸗ 

ſchaften 

Bei Szezyrk in den Beskiden wurden 
Ende Februar die Erſten Ausland⸗ 
deutſchen Schimeiſterſchaften 
ausgetragen. An den Wettkämpfen, die 
für Polen das größte winterſportliche 
Ereignis dieſes Jahres darſtellten, nahmen 
deutſche Mannſchaften aus dem Reich, 
Deſterreich, Polen, der Tſchecho⸗Slowakei 
und England keil, insgeſamt annähernd 100 
Läufer und Läuferinnen. Für die pol⸗ 
niſchen Läufer hatte der polni⸗ 
ſche Schiverband ein Startver⸗ 
bot erlaſſen. Weder dem Niveau noch 
dem Geiſte der Wettkämpfe hat das Fehlen 
der Polen etwas geſchadet. Unter den 
Gäſten befanden ſich u. a. der deutſche 
Generalkonſul in Kattowitz, Dr. Noel⸗ 
decke, Senator Wieſ ner und, als Ver⸗ 
treter des Reichsſportführers von Tſcham⸗ 
mer und Oſten, Gaufachamtsleiter Heinz 
zelmann. Ein Bericht über die Wett⸗ 
kämpfe wurde im deutſchen Rundfunk 
gebracht (allerdings zu einer recht ungün⸗ 
ſtigen Tageszeit). Die polniſchen Sender 
haben dagegen weder Berichte noch Mit⸗ 
teilungen gebracht. Und nicht nur das: 
In einer öffentlichen Erklärung wendet ſich 


der Kattowitzer Sender mit Entrüſtung 
gegen die von einem polniſchen Blatt ver⸗ 
breitete (natürlich unwahre) Nachricht, 
daß die deutſchen Winterſpiele vom polni⸗ 
ſchen Rundfunk in irgendeiner Weiſe unter- 
ſtützt worden ſeien. Dieſe Verſicherung iſt 
höchſt überflüſſig geweſen. 


Der Fall Kiepura 


Der polniſche Sänger Jan Kie pura 
und ſeine Frau, Martha Eggerth, 
haben Anfang März von Krakau aus 
über alle polniſchen Sender ge 
ſungen. Zur Korrektur gewiſſer falſcher 
Vorſtellungen, die man in Deutſchland noch 
immer von dieſem Ehepaar hat, erſcheint 
es zweckmäßig, auf gewiſſe Begleitumſtände 
dieſes Funkkonzertes aufmerkſam zu machen. 
Die Anſage erfolgte in polniſcher und — 
franzöſiſcher Sprache. Die „Deutſche 
Rundſchau“ in Bromberg machte hierzu 
einige Bemerkungen, die Beachtung ver⸗ 
dienen: „Wir halten es für mehr als merk⸗ 
würdig, wenn Filmſchauſpieler 
und Sänger aus Polen, die erſt 
durch Deutſchland zu Weltruhm 
und Reichtum gelangten, fo ‚um 
dankbar der deutſchen Welt gegenüber ſein 
können. Es wäre nach unſerer Anſicht, der 
geringſte Grad von Höflichkeit 
und Dankbarkeit, wenn beide den 
deutſchen Hörern und Verehrern (), deren 
Zahl ſicherlich weit größer iſt als in Polen, 
allein durch die Rundfunkanſage auch in 
deutſcher Sprache ein Entgegenkommen er⸗ 
wieſen hätten. Wie klein iſt die Zahl der 
Hörer, welche die franzöſiſche Anſage vers 
ſteht, wie ungleich größer aber die Zahl 
derer, die überall in Polen deutſch ſpricht 
oder verſteht. Und dann: jeder weiß, daß 
Martha Eggerth allein durch ihre deutſchen 
Filme ein großes Repertoire an deutſchen 
Liedern und Arien hat. Warum hat 
fie es dann gefliſſentlich ver= 
mieden, in Krakau deutſch zu 
fingen? Erſt um Mitternacht kamen 
ſchüchtern Schuberts ‚Leife flehen . . . zum 
Borfchen .... Wo bleibt die 
Gegenſeitigkeit, wenn auf der 
einen Seite Opfer gebracht 
werden, auf der anderen Seite 
aber nicht einmal eine kleine 
Höflichkeitsgeſte wahrnehm⸗ 
bar iſt! Schon damals, als Furt⸗ 
wängler mit Philharmonikern in Polen 
konzertierte, hat man im polniſchen Rund⸗ 
funk die deutſche Anſage bewußt 
unterlaſſen und dafür die franzöſiſche 
Anſage gewählt, die nur von einem ganz 
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kleinen Zuhörerkreis verſtanden wird. Und 
jetzt bei Martha Eggert und Kie⸗ 
pura die ihren Aufſtieg ledig- 
lich Deutſchland zu verdanken 
haben, dieſelbe betrübliche Erſcheinung.“ 
— Das Kapitel Kiepura hat längſt ange⸗ 
fangen politiſch intereſſant zu werden. 


Das Wojewodenblatt lügt 


Die „Polska Zachodnia“, das Organ des 
Wojewoden Grazynſki, iſt wieder einmal 
auf einer ihrer üblichen Lügen feſtgenagelt 
worden. In ihrer Nummer vom 10. Ja⸗ 
nuar d. J. veröffentlichte ſie unter der 
Ueberſchrift „Ein Grund zu brutalen 
deutſchen Schikanen“ einen Bericht, demzu⸗ 
folge im Dezember v. J. eine Polin namens 
Glowania zum Beuthener Arbeitsamt 
gekommen ſein und dort auf Verlangen 
eines Beamten ihre Schulzeugniſſe, darunter 
ein Zeugnis der Wirtſchaftsſchule in Katto⸗ 
witz, vorgelegt haben ſoll. Der Beamte ſoll 
die Zeugniſſe der Glowania zerriffen und 
ſie der Antragſtellerin mit dem Bemerken 
an haben, daß fie dorthin um 

beit gehen müſſe, wo fie die Schule be⸗ 
ſucht habe. Das Wojewodenblatt ſchloß 
ſeine Meldung mit der Bemerkung, daß 
„dieſes brutale Beiſpiel für die deutſchen 
Schikanen“ keines weiteren Kommentares 
bedürfe. Ein Kommentar iſt aber trotzdem 
notwendig, wenn er der „Polska Zachod⸗ 
nia“ auch peinlich fein wird: Es iſt nämlich 
feſtgeſtellt worden, daß beim Beuthe⸗ 
ner Arbeitsamt eine Polin 
namens Glowania weder im 
Dezember v. J. noch überhaupt 
vorgeſprochen hat und daß eine 
Arbeitsſuchende dieſes Namens in Beuthen 
völlig unbekannt iſt. Es handelt ſich hier 
alſo wieder um einen jener häufigen Fälle, 


in denen polniſche Blätter erlogene 
Nachrichten über die angeblich ſchlechte 
Behandlung der Angehörigen der polniſchen 
Volksſplitter in Deutſchland verbreiten, um 
einen „moraliſchen“ Vorwand für die von 
ihnen propagierte Mißhandlung der Deut⸗ 
ſchen in Polen zu konſtruieren. Es könnte 
dem Anſehen des Wojewoden Grazynſki 
nichts ſchaden, wenn er ſich einmal um die 
Hebung der polniſchen Preſſemoral in 
ſeinem Amtsbereiche bemühte. 


Ein bemerkenswertes Geſetz 


Das Reichskabinett hat am 
9. März d. J. ein Geſetz verabſchiedet, 
daß trotz ſeiner lakoniſchen Kürze u. II. 
eine erhebliche Bedeutung für die volks⸗ 
politiſche Lage in den Grenzgebieten des 
Reiches gewinnen kann. Durch das Geſetz 
wird der Reichsminiſter des 
Innern ermächtigt, in von ihm zu 
beſtimmenden Gebieten, insbeſondere an der 
Reichsgrenze, alle Maßnahmen zu treffen, 
die für eine wirkſame Sicherung der 
Reichsgrenze und des Reichs⸗ 
gebietes erforderlich ſind. Er wird 
ferner ermächtigt, gegen Angehörige 
eines fremden Staates und gegen 
deren Vermögen Vergeltungsmaß⸗ 
nahmen zu treffen, ſofern dieſer Staat 
gegen Reichsangehörige oder ihr Vermögen 
Maßnahmen trifft, die nach deutſchem 
Recht gegen die Angehörigen dieſes Staates 
oder ihr Vermögen nicht getroffen werden 
können. Man muß es der Phantaſie der⸗ 
jenigen fremden Regierungen überlaſſen, 
die ſich in bezug auf die Behandlung der 
Deutſchen keines reinen Gewiſſens erfreuen, 
über die verſchiedenen Anwendungsmöglich⸗ 
keiten dieſes Geſetzes Gedanken zu machen. 


Bücher über den Oſten 


Rumänien diesſeits und jenſeits der Kar⸗ 
pathen. Von Wolfgang Höpker. Ver⸗ 
lag Knorr und Hirth GmbH., München 1936. 
127 Seiten. Preis broſch. 3,90 RM., geb. 
4,80 RM. — Höpker geht aus von Giſelher 
Wirſings „Zwiſcheneuropa“ und Mar Hilde: 
bert Boehms „Das eigenſtändige Volk“. Die 
dort geprägten Begriffe und Denkformen wen⸗ 
det er auf Rumänien an. Er gibt zunächſt einen 
geſchichtlichen Rückblick, in dem er vor allem 
das völkiſche Erwachen des Rumänentums her⸗ 
auszuarbeiten und die weſtlichen, öſtlichen und 
balkaniſchen Elemente, die diesſeits und jenſeits 
des Karpathenbogens zuſammentreffen, klarzu⸗ 
ſtellen verſucht. Dann unterſucht er für die 
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einzelnen Landſchaften Großrumäniens, das Re: 
gat, Siebenbürgen, die Bukowina, Beßarabien 
und die Dobrudſcha, die ſozialen und die davon 
untrennbaren bölfifhen Gegebenheiten des 
Rumänentums. Er kommt hierbei zur Feſt⸗ 
ſtellung tiefgreifender Schwierigkeiten bei der 
Zuſammenfügung der Gebiete zu einem ſich in 
ſeinen Teilen ergänzenden Ganzen. Er ſieht im 
Zentralismus, der weſteuropäiſchen Vorbildern 
nachgeahmt iſt, nicht ein Mittel der Verein⸗ 
heitlichung, ſondern die Gefahr der Vertiefung 
der Gegenſätze. Mit der Formel „Einheit aus 
Vielfalt“, d. h. mit der Notwendigkeit einer 
weitgehenden Selbſtverwaltung der Landſchaften, 
glaubt er die Richtung kennzeichnen zu können, 


die das Rumänentum auf dem Wege zum ge⸗ 
feſtigten Staat und über dieſen zur Nation ein⸗ 
ſchlagen muß. Die Darſtellung Höpkers er⸗ 
öffnet intereſſante und gedankenreiche Einblicke 
in die Problematik dieſes Staates, deſſen 
geiſtiger Raum ebenſo zerklüftet iſt wie der 
geographiſche Raum, den ſeine Grenzen um⸗ 
ſchließen. Vieles, für das einem deutſchen 
Beobachter des tagespolitiſchen Geſchehens Ru⸗ 
mäniens der urſächliche Zuſammenhang und die 
geſchichtliche Erläuterung fehlt, erhält in dem 
Buche Höpkers ſeine anregende nu 8 
I. 


Ungarn. Das Land der Stephanskrone. 
Von Franz Riedl. Rudolf Schneider 
Verlag, Reichenau Sa. 4936. Band 4 der 
Schriftenreihe „Völker und Staaten“. 95 Sei⸗ 
ten. Preis 4,50 RM. — Das erſte Drittel 
der Schrift, das in der Hauptſache die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung Ungarns und des Magyaren⸗ 
tums behandelt, iſt in ſeiner Darſtellung zu 
gedrängt, um den komplizierten Prozeß der 
magyariſchen Volkswerdung mit jener Klarheit 
behandeln zu können, die zum tieferen Verſtänd⸗ 
nis gegenwärtiger Verhältniſſe notwendig iſt. 
Die politiſche und ſoziologiſche Bedeutung, die 
der Gentry hinſichtlich der Ausbildung und der 
Expanſion des magyarifchen Volkstums beizu⸗ 
meſſen iſt, tritt nicht genügend hervor. Für die 
Gegenwart wird die Magyariſierungspolitik mit 
der gebotenen Schärfe betont. Es wäre zu 
dieſem Thema auch für die Zeit vor Koſſuth 
noch einiges zu ſagen geweſen. Der Verfaſſer 
ſelbſt betont ſeine „freundſchaftliche Geſinnung 
für den ungariſchen Staat und das magyariſche 
Volk.“ Er läßt fi) durch dieſe freundſchaft⸗ 
lichen Empfindungen jedoch nicht dazu verleiten, 
gewiſſe volkspolitiſche Vorbehalte gegenüber 
dieſem Nachbarn zu machen. Es iſt zu be⸗ 
grüßen, daß er die Unvereinbarkeit der volks⸗ 
gruppenfeindlichen Politik des Magyarentums 
mit den ungariſchen Reviſionsforderungen be- 
tont. Immerhin ſcheint er die Abneigung der 
durch Trianon von Ungarn losgetrennten Ge⸗ 
biete gegen eine Wiedervereinigung mit der 
Stephanskrone doch ein wenig zu unterſchätzen. 
Für die Deutſchen, die von Ungarn nicht mehr 
wiſſen, als ihnen gelegentlich durch Filme und 
Operetten mitgeteilt worden iſt, ſcheint vor 
allem das Kapitel über die Verjudung Ungarns 
und die Verſeuchung des Magyarentums durch 
die Juden leſenswert zu ſein. Solche Tatſachen 
wie auch die kulturellen Unterdrückungsmaß⸗ 
nahmen gegen das ungarländiſche Deutſchtum 
ſollten im Reiche ebenfo zur Einhaltung einer 
gewiſſen Diſtanz gegenüber den Magyaren ver⸗ 
pflichten wie etwa die Tatſache, daß die Ge⸗ 
ſamtpolitik des Magyarentums während der 
letzten Menſchenalter vor dem Kriege im Prinz 
zip den deutſchen Intereſſen zuwiderlief und im 
Jahre 4918 ſchließlich dazu geführt hat, daß die 
ungariſchen Regimenter die kämpfende Front 
verließen und nach Hauſe marſchierten. Dr. 

Die tſchechiſchen Legionen in Sibirien. Von 
Konſtantin W. Sakharow. Volk und 
Reich Verlag, Berlin 1936. 143 Seiten. 
Mehrere Kartenſkizzen und Bilder. Preis 


Ganzleinen 5,20 RM. — Es iſt für den 
Charakter eines Staates nicht gleichgültig, unter 
welchen Bedingungen und mit welchen Mitteln 
er zuſtandegekommen iſt: und es ift für die 
Beurteilung eines Volkes wichtig, zu wiſſen, 
welcher Art die Helden ſind, die es verehrt. 
Auf dieſe notwendigen Fragen nach Herkunft 
und Art des tſchechiſchen Staates und Volkes 
gibt das Buch des ruffifchen Generals Sakha⸗ 
row, das jetzt bereits ſeine 3. Auflage erlebt, 
eine für das Tſchechentum moraliſch vernichtende 
Antwort. Aus in Rußland lebenden Tſchechen, 
aus tſchechiſchen Kriegsgefangenen und Deſer⸗ 
teuren bildete ſich ſchon während des Welt⸗ 
krieges eine tſchechiſche Legion, die ſich in den 
Wirren der bolſchewiſtiſchen Revolution zu einer 
furchtbaren Geißel des ruſſiſchen Volkes ent⸗ 
wickeln ſollte. Nur mit einem Gefühl des Ekels 
kann man die Berichte von den Taten dieſer 
Verräter und Feiglinge, dieſer Diebe und 
Mörder vernehmen, die heute der tſchechiſchen 
Jugend als Helden der Geſchichte ihres Volkes 
vorgeſtellt werden und deren abenteuernde An⸗ 
führer mit Alexander und Cäſar zu vergleichen 
ſich die tſchechiſche Propaganda nicht ſchämt. 
Sakharow erhebt gegen die tſchechiſchen Legi⸗ 
onen den begründeten Vorwurf, durch ihre Ver⸗ 
rätereien den Sieg des Bolſchewismus in Ruß⸗ 
land geſichert und damit die furchtbare Blut⸗ 
ſchuld dieſes Mordſyſtems auf ſich und ihr Volk 
geladen zu haben. Die tſchechiſchen Legionen 
haben die Weiße Armee verraten, als an der 
Wolga die Möglichkeit einer Vernichtung der 
roten Heerhaufen beſtand. Sie haben Ruß⸗ 
land noch einmal verraten, indem fie der Weißen 
Armee die Menfchen- und Materialzufuhr über 
die transſibiriſche Bahn verweigerten. Und fie 
haben ſchließlich auch den Statthalter Rußlands, 
Admiral Koltſchak, verraten und den Bolſche⸗ 
wiſten in die Hände geſpielt, um die rieſigen 
Mengen an Gütern aller Art, die ſie ſich in 
der Etappe zuſammengeſtohlen hatten, während 
die ruſſiſchen Truppen an der Front gegen 
die Bolſchewiſten kämpften, ungehindert über 
Wladywoſtok in ihre Heimat abtransportieren 
zu können. Ihre Beute iſt mit dem Blute vieler 
Zehntauſende befleckt, denen fie auf der Flucht 
vor den Bolſchewiſten die Benutzung der ein⸗ 
zigen ſibiriſchen Bahnlinie nach dem Fernen 
Oſten verwehrten, die fie zur Verſchiebung ihres 
Raubes mit Beſchlag belegt hatten. Der tſche⸗ 
chiſche Name iſt in Sibirien zu einem Schimpf⸗ 
wort geworden („Tſchechoſobaken“ tſchechi⸗ 
ſche Hunde). Ein Volk, das ſich zu Mördern, 
Plünderern und Verrätern als zu den Helden 
ſeiner Geſchichte bekennt, iſt ein Schandfleck, 
der im Namen der Ehre und Geſittung der 
europäiſchen Völker ausgelöſcht werden muß. 
Zum Schluß eine Frage: Wann wird die Ge⸗ 
ſchichte der lettiſchen Rotgardiſten ge⸗ 
ſchrieben, die den Sieg des Bolſchewismus in 
Rußland gleichfalls in ſtarkem Maße mitge⸗ 
ſichert haben? Dr. K. 


Bismarck und die Tſchechen im Jahre 1866. 
Von Hans Raupach. Volk und Reich Ver⸗ 
lag, Berlin 1936. 36 Seiten. Preis 1,50 RM. 
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Als die preußiſche Armee im Jahre 1866 in 

öhmen eingerückt war, veröffentlichte das 
Preußiſche Oberkommando einen Aufruf in deut 
ſcher und tſchechiſcher Sprache, an deſſen Schluß 
es hieß, daß im Falle eines Sieges der preußi⸗ 
ſchen Waffen „ſich vielleicht auch den Böhmen 
und Mährern der Augenblick darbieten“ dürfte, 
„in dem ſie ihre nationalen Wünſche gleich den 
Ungarn verwirklichen können“. Mit dieſem 
Paſſus des zweifellos von Bismarck veranlaßten 
Aufrufes beſchäftigt ſich Raupach in ſeiner 
Schrift. Er unterſucht ihn ſowohl in bezug auf 
ſeine Wirkung auf die Tſchechen wie in bezug 
auf die von Bismarck mit ihm verbundene Ab⸗ 
ſicht. Raupach weiſt darauf hin, daß Bismarck 
ſchon vor dem Kriege von 1866 mit gewiſſen 
habsburgfeindlichen tſchechiſchen Kreiſen in Ver⸗ 
bindung geſtanden hat, wie er ſich ja auch für 
den Fall des von ihm erwarteten Krieges der 
ungariſchen und italieniſchen Hilfe gegen Wien 
zu verſichern bemüht war. Raupach charakteri⸗ 
fiert die „preußenfreundlichen“ tſchechiſchen Po: 
litiker, Fric, Kotik und Fürſt Thurn und Taxis, 
die die Zeit für günſtig hielten, mit preußiſcher 
Hilfe einen böhmiſch-mähriſchen Staat ins Leben 
zu rufen, der einen Romanen zum König er: 
halten ſollte. Er ſtellt dann dieſen Plänen die 
tatſächliche Haltung der tſchechiſchen Bevölke— 
rung gegenüber, die damals noch nahezu ge⸗ 
ſchloſſen hinter den Alttſchechen ſtand, alſo 
hinter tſchechiſchen Volksführern wie Palacky 
und Rieger, die eine Loslöſung von Oeſterreich 
mit Entſchiedenheit ablehnten und die mit 
Palacky der Anfiht waren, daß, „wenn der 
öſterreichiſche Kaiſerſtaat nicht ſchon längſt 
eriftierte, man ſich im Intereſſe Europas und 
der Humanität beeilen müßte, ihn zu ſchaffen“. 
Das damals noch wenig entwickelte tſchechiſche 
Volk fühlte weder den Wunſch, noch war es 
fähig, den Gedanken eines eigenen Staates in 
die Tat untzuſetzen. Hat alſo, von der tſchechi⸗ 
ſchen Seite her geſehen, der erwähnte Paſſus 
des preußiſchen Aufrufes keine politiſche Aus⸗ 
wirkung erfahren, ſo weiſt Raupach auf der 
anderen Seite auch darauf hin, daß es nicht in 
der Abſicht Bismarcks gelegen haben kann, den 
tſchechiſchen Nationalismus zu fördern und da⸗ 
mit die Stellung des Deutſchtums im Südoſten 
zu ſchwächen, das er ſie im Nordoſten ſo nach⸗ 
drücklich gegen die Polen zu feſtigen entſchloſſen 
war. Allerdings war die politiſch⸗militäriſche 
Lage in Anbetracht der unſicheren Haltung 
Frankreichs und der ungewiſſen Pläne Ruß⸗ 
lands ſo, daß Preußen nichts unverſucht laſſen 
durfte, um den Krieg mit Habsburg zu einem 
ſo raſchen Ende zu bringen, daß den genannten 
beiden Mächten keine Zeit zu weitreichenden 
Entſcheidungen blieb. Es war ſo, wie es Bis⸗ 
marck ſelbſt eindeutig klargeſtellt hat, „daß wir 
zu jeder Waffe, die uns die entfeſſelte nationale 
Bewegung nicht nur in Deutſchland, ſondern 
auch in Ungarn und Böhmen darbieten konnte, 
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greifen mußten, um nicht zu unterliegen“. Für 
die Annahme weiterreichender politiſcher Ab⸗ 
ſichten Bismarcks liegt, auch mit Rückſicht auf 
ſeine bald nach dem militäriſchen Siege wieder 
einſetzende Annäherungspolitik an Oeſterreich, 
keine Veranlaſſung vor. Dr. K. 


Die ſchleſiſchen Höhlen und ihre eiszeitlichen 
Bewohner. Von Lothar F. Zotz. Verlag 
Wilh. Gottlieb Korn, Breslau 1937. 38 Seiten 
und 16 Seiten Bildanhang. Preis 2,.— RM 
— Der Verfaſſer, der Kuſtos am Landesamt 
für vorgeſchichtliche Denkmalspflege in Breslau 
iſt, legt hier einen erſten Bericht über die 
Funde vor, die Zeugnis von einer eiszeitlichen 
und zwiſcheneiszeitlichen Beſiedlung Schleſiens 
ablegen. Dieſe Funde ſtammen vorwiegend 
aus den Höhlen des Bober⸗Katzbach⸗Gebirges 
und des Glatzer Berglandes. Sie laſſen darauf 
ſchließen, daß in diefen, Jahrzehntauſende zurück 
liegenden Epochen Menſchen, von Mähren her 
kommend, gewiſſe Teile Schleſiens beſiedelt, 
bezw. durchſtreift haben. leberreſte von 
Menſchen ſelbſt hat man aus dieſen Zeiten in 
Schleſien bisher nicht gefunden. Die Erfor⸗ 
ſchung der ſchleſiſchen Höhlen, die erſt jungen 
Datums iſt, iſt zur Zeit noch im Gange. Die 
vorliegende Schrift iſt nur als Vorbericht über 
die vorläufigen Ergebniſſe der Arbeit gedacht, 
für die Freunde der ſchleſiſchen Heimatforſchung 
beſtimmt. Dr. K. 


Die Erbſchaft und andere Erzählungen. Von 
Theodor Zöckler. Luther⸗Verlag, Poſen 
1936. 128 Seiten. Preis kart. 4,50 RM. 
— Der Verfaſſer dieſer Erzählungen iſt der 
Gründer und Leiter der weit über Polen hinaus 
bekannten Evangeliſchen Anſtalten in Stanis⸗ 
lau (Oſtgalizien). Die Erzählungen, deren 
Stoff dem deutſchen Koloniſtenleben Galiziens 
entnommen iſt, verfolgen eine kirchlich-erziehe⸗ 
riſche Tendenz. Sie ſind eine Auswahl aus dem 
ſchriftſtelleriſchen Schaffen Zöcklers, der auch 
auf dieſe Weiſe der Erhaltung des Deutſchtums 
und der proteſtantiſchen Kirche in polniſch⸗ 
ukrainiſcher und fremdkonfeſſioneller Umgebung 
zu dienen verſucht hat. Dr. K. 


Deutſche Vereine, Schulen, Kirchengemein⸗ 
den und ſonſtige Anſtalten und Einrichtungen in 
Südamerika. Herausgegeben von der Reich s⸗ 


ſtelle für das Auswanderungs⸗ 
weſen. Reichsverlagsamt, Berlin 1935. 
52 Seiten. — Die Zuſammenſtellung umfaßt 


die Staaten Argentinien, Bolivien, Braſilien, 
Chile, Ecuador, Kolumbien, Paraguay, Peru, 
Surinam, Uruguay und Venezuela. Sie ver⸗ 
zeichnet die deutſchen Vereine jeder Art, die 
deutſchen Hotels und Penfionen, Aerzte, Apo⸗ 
theker, Krankenhäuſer, Buchhandlungen, Büche⸗ 
reien, Banken, Rechtsberater, Kirchengemeinden, 
Schulen, Handelskammern uſw. mit genauer 
Anſchrift. 


tedrih Osmer, Berlin SW 61, Lankwitzſtr. 2⸗3. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Pr. Otto 
ein a Druck: Weſtkrent⸗ drugerel GmbH., Berlin⸗Lichtenrade, Moltleſtr. 7. — 


Poſtbezug viertel⸗ 
br. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. v. 


. v. W. g. — 
Alle Zuſchriften find an den Bund Deutſcher Oſten, Berlin W 30, Moßſtr. 46 (Fernruf B5 Barbaroſſa 0914) zu richten. 
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